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EDITORIAL

Das Logo des CDU Stadt-
verbandes wurde verjüngt

Eine besondere Stärke der CDU ist ihre
Vielfalt. Gleichzeitig ist Unverwechselbar-
keit in der modernen Kommunikation an-
gesichts der Überflutung mit Werbebot-
schaften besonders wichtig geworden!
Deshalb gibt es mit einem Logo eine ge-
meinsame Form des öffentlichen Auftritts
zur schnelle Erkennbarkeit, höhere Auf-
merksamkeit und damit bessere Wirkung
von Botschaften.

Nach einem bereits erfolgten Generati-
ons- und Führungswechsel beginnt für die
CDU Ludwigsburg mit dem Relaunch des
Logos auch eine neue Auftrittsphase. In ei-
ner moderaten Überarbeitung wurde das
Logo formal und farblich verjüngt. Beste-
hend aus dem „L“ als Logo für die Stadt,
der markanten Wortmarke „CDU“ und
dem Zusatz „Stadtverband Ludwigsburg“.
Seit bereits mehr als 25 Jahren stellt das
geschwungene "L" bereits das Logo der
Stadt Ludwigsburg dar und stand damit
schon in der jüngsten Vergangenheit auch
Pate für die CDU in der Stadt - um die Ver-
bundenheit  zur Stadt zum Ausdruck zu
bringen und die eigene regionale Identität
zu stärken.

Aktuelle Werbemittel, die mit dem Logo
zusammen erscheinen, werden nach und
nach angepasst und geben dem ganzen Er-
scheinungsbild einen modernen und farb-
lich zeitlosen Auftritt.

Christian Koch 
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Liebe Mitglieder und Freunde 
der CDU Ludwigsburg,

ein überaus ereignisreiches Jahr 2011 geht
bald zu Ende. Einer der tragischen Höhe-
punkte war im März die Nuklear- und Na-
turkatastrophe im Japanischen Fukushima,
wodurch ein politischer Veränderungspro-
zess in Gang gesetzt wurde, und zwar
weltweit.

Globale Auswirkungen hat auch die Staa-
tenschuldenkrise, in der wir uns befinden.
Eine Stabilisierung der Eurozone und die
Wiederherstellung von Vertrauen in unse-
re gemeinsame Währung und damit auch
in die Europäische Union ist im Augenblick
eine tägliche Herausforderung für die Ver-

antwortlichen in Politik und Wirtschaft,
aber letztlich auch für uns alle. Europa ist
längst bei den Menschen in den Städten
und Gemeinden angekommen. Die CDU
steht als Europapartei wie keine andere
politische Kraft für die Gestaltung und
Weiterentwicklung der europäischen Staa-
tengemeinschaft.

Volksentscheid – Um die Verbesserung
der europäischen Infrastruktur sowie die
zukünftige Entwicklung von Baden-Würt-
temberg für die nächsten 50 bis 100 Jahre
geht es beim Bahnprojekt „Stuttgart 21“
und damit auch bei der Volksabstimmung
am 27. November. Wer FÜR S21 ist, muss
bei der Volksabstimmung mit NEIN zum
S21-Kündigungsgesetz stimmen. Für viele
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land
ist die Fragestellung des Abstimmungstex-
tes völlig unverständlich und nicht nach-
vollziehbar formuliert. Bürger-
nähe und Trans-
parenz funktio-
nieren anders,
als die grün-rote
Landesregierung
es im Augenblick
an uns Baden-
Württembergern
durchexerziert. 

Bei den Info-Ständen für S21 und bei Ge-
sprächen mit unseren Mitbürgern spüren
wir diese Unsicherheit immer wieder. Einen
ganz besonderen Dank möchte ich an die-
ser Stelle an unsere Stuttgart 21-Beauftrag-
te und stellvertretende CDU-Vorsitzende
Ingeborg Choeb richten. Mit unermüdli-
cher Kraft und Ausdauer engagiert sie sich
nicht nur für unsere Mitgliederzeitschrift
und viele andere – nicht sichtbare – Dinge,
sondern auch für S21. Sie hält uns auf dem
aktuellen Stand und versorgt uns stets mit
wichtigem Informationsmaterial.

Innenstadtentwicklung – Die Entwick-
lung der Innenstadt und des Einkaufs-
standorts im Tammer Feld steht seit die-
sem Sommer auch wieder auf der Tages-
ordnung der gemeinderätlichen Gremien.
Die CDU-Fraktion hat bereits im Juni die-
ses Jahres eine Weiterentwicklung der In-
nenstadt beantragt. Die Konzeption und
Planung zur Aufwertung und Neugestal-
tung der im Stadtentwicklungskonzept ge-
nannten innerstädtischen Plätze und Stra-
ßen zur Stärkung und Weiterentwicklung
der Innenstadt muss wieder in Angriff ge-
nommen werden. Bislang ist leider nichts
geschehen.

Sommer-Empfang im Palais und CDU-
Bürgerfest – Der Anfang ist gemacht und
eine Idee aus den 1990-ern neu belebt: Am
Vorabend des diesjährigen Bürgerfestes
wurde eine Veranstaltung begründet, die
ganz im Zeichen der CDU in der Stadt
stand. Peter Hauk MdL berichtete als Fest-
redner über die derzeitige Situation im
Land. Für langjährige Mitglieder wurden
Ehrungen des CDU-Kreisverbandes über-
reicht und ein Umtrunk im Anschluss run-
dete den Empfang ab. Aller Anfang ist
schwer, aber bei den Gästen kam der Emp-
fang gut an, zumal es die erste Gelegen-
heit zum Austausch nach der Sommerpau-
se war.

CDU-Montagstreff – Nach einem erfolg-
reichen Jahr des CDU-Montagstreffs hat
es zwei Neuerungen geben: in Zukunft fin-
det der Montagstreff im Ratskeller Lud-

wigsburg statt und jeder
Abend steht unter einem
bestimmten Thema. In
lockerer Runde werden
aktuelle kommunale, re-
gionale, landes- und bun-
desweite Themen aus
Politik, Wirtschaft und

Gesellschaft angesprochen
und diskutiert. Kommen Sie doch einfach
mal vorbei. Die nächsten Termine finden
Sie in dieser Ausgabe und den aktuellen
Referenten auf unserer Homepage
www.cdu-ludwigsburg.de.

Zum Jahresende – Die sogenannte Weih-
nachtsausgabe unserer Mitgliederzeit-
schrift Treffpunkt halten Sie heute bereits
in Ihren Händen. Durch den Volksent-
scheid haben wir uns zu einer vorweih-
nachtlichen Ausgabe entschieden. In die-
sem Jahr ist manches für unsere Partei
nicht so verlaufen, wie wir es uns ge-
wünscht haben und doch gibt es erfreuli-
che Lichtblicke, wie z. B. die Stärkung un-
serer innerparteilichen Gesprächskultur. 

Am 27. November ist nicht nur der Tag der
Volksabstimmung, sondern auch der er-
ste Advent und damit auch der Beginn der
Weihnachtszeit. Ihnen und Ihren Familien
wünsche ich eine ruhige und besinnliche
Adventszeit sowie ein frohes Weihnachts-
fest und ein gutes, gesundes und erfolgrei-
ches Jahr 2012.

Ihr

Maik Stefan Braumann                                <<<

Maik Stefan Braumann, CDU-Stadtverbandsvorsitzender 

SPENDEN 
AN DEN CDU STADTVER-
BAND LUDWIGSBURG
Wir würden uns freuen, wenn Sie mit ei-
ner Spende die Tätigkeit der CDU Lud-
wigsburg fördern. Mit dieser Spende hel-
fen Sie uns, auch in Zukunft eine moderne
und attraktive Politik für Ludwigsburg zu
gestalten.

Eine steuerlich anrechenbare Spendenquit-
tung wird Ihnen automatisch zugesandt. 

Herzlichen Dank!

Unsere Bankverbindung:
CDU Stadtverband Ludwigsburg
Kreissparkasse Ludwigsburg
BLZ 604 500 50, Konto-Nr. 95503 
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Stuttgart 21 bewegt viele Menschen, auch
in Ludwigsburg. Ich beschränke mich auf
die Vorteile für Ludwigsburg und unsere
Einwohner, die bei Stuttgart 21 eindeutig
sind: 

•    Wir werden eingebunden als Gesamtre-
gion in das europäische Hochgeschwin-
digkeitsnetz Paris-Budapest. Die vielen
Teilstrecken dazwischen sind eine ech-
te Alternative zum Auto oder zum Flug-
zeug

•    Stuttgart 21 sichert und erhält Arbeits-
plätze auch in unserem Bereich. Für
Handwerk und Mittelstand in unserer
Stadt ist Stuttgart 21 ein wichtiges Pro-
jekt

•    Ludwigsburg bekommt einen unmittel-
baren Anschluss an den Flughafen.
Heute fahren wir von hier 46 Minuten
mit umsteigen zum Flughafen, künftig
dauert es nur noch 17 Minuten – ohne
umsteigen

•    Von Ludwigsburg gibt es weitere attrak-
tive umsteigefreie Verbindungen in die
Region, nach Tübingen und auch nach
Ulm. Die Strecke Ludwigsburg-Esslin-
gen dauert heute 30 Minuten mit der
Bahn, künftig 16 Minuten durch Stutt-
gart 21

•    Es wird sehr viel Verkehr von der Straße
auf die Schiene verlagert. Seriöse
Schätzungen gehen davon aus, dass
etwa 300 Millionen Autokilometer von
der Straße auf die Schiene verlagert

werden. Das ist die unterste Schätzung.
Das sind einige Tonnen CO2 jährlich,
die bei 300 Millionen Autokilometern
weniger eingespart werden. Das be-
trifft den gesamten Bereich und damit
auch die Stadt Ludwigsburg

•    In Stuttgart wird eine etwa 100 Hektar
große Gleiswüste frei. Zwanzig Hektar
mehr Grün wird es in der Innenstadt
von Stuttgart geben, 5000 neue Bäume
werden gepflanzt. Da werden noch
ganz andere Tierchen als der Juchtenkä-
fer heimisch werden. Das ist für den
Großraum Stuttgart, für die Region und
damit auch für Ludwigsburg wichtig.
Die Region Stuttgart kann dann wieder
besser atmen, das ist ein großes Plus

•    Eine Untersuchung des Instituts für
Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsför-
derung der Universität Karlsruhe hat
für den Raum Ludwigsburg überdurch-
schnittlich hohe Wertschöpfungsstei-
gerungen prognostiziert

•    Bei Umfragen wurde ermittelt, dass vor
allem jüngere Leute eher für das Pro-
jekt sind und weniger gegen das Pro-
jekt, als der übrige Teil der Bevölkerung

•    Die Leistungsfähigkeit eines Kopfbahn-
hofs ist deutlich geringer als die Lei-
stungsfähigkeit eines Durchgangsbahn-
hofs. Die betriebliche Flexibilität ist
beim Durchgangsbahnhof sehr viel grö-
ßer, weil der weit weniger empfindlich
auf höhere Belastungen im Verkehr rea-
giert. Zum Beispiel wenn es Verspätun-

gen oder wenn es Bauarbeiten gibt. Das
ist auch für viele Pendler aus Ludwigs-
burg ein großer Fortschritt. 

Zusammenfassend gesagt: 

Stuttgart 21 ist ökologisch sinnvoll, wirt-
schaftlich geboten und vorteilhaft  für
Ludwigsburg. Ich bin auch froh, dass wir
Regionalräte aus unserer Stadt haben wie
Sie, Herr Spec, wie Frau Kreiser und wie
Herrn Schmiedel, die klar zu dem Projekt
Stuttgart 21 stehen.                                      <<<

KLAUS HERRMANN MDL ZU DEN VOR-
TEILEN VON S 21 FÜR LUDWIGSBURG:
Auszüge aus seiner Rede im Gemeinderat 2010 – 
auch in der Debatte um die Volksabstimmung aktuell
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Bei der Kundgebung für das Bahnprojekt
„Stuttgart 21“ auf dem Schlossplatz in
Stuttgart haben sich auch wieder zahlrei-
che Mitglieder der CDU Ludwigsburg und
unser  Bundestagsabgeordneter Steffen
Bilger beteiligt. Vom wechselhaften Wet-
ter mit einigen Regenschauern ließen sich

mehrere Hundert Befürworter nicht ab-
schrecken und forderten mit Sprechchö-
ren „Weiterbauen“ die Fortsetzung des zu-
kunftsweisenden baden-württembergi-
schen Infrastrukturprojektes.

Info-Stände zum Volksent-
scheid und S 21 und warum 
Sie mit NEIN stimmen sollten 

Bei mehreren Info-Ständen der CDU Lud-
wigsburg zum Volksentscheid und Stutt-
gart 21 in der Ludwigsburger Fußgängerzo-
ne nahmen zahlreiche Passanten die Gele-

CDU LUDWIGSBURG FÜR STUTTGART 21

JA zu Stuttgart 21 und deshalb …
NEIN zum Kündigungsgesetz! 
NEIN zum Rechtsbruch! 
NEIN zur Volksverdummung! 
NEIN zu 1,5 Mrd. Euro Schadenersatz! 
NEIN zur Zukunfts verweigerung!

genheit wahr, sich über die verwirrende
Fragestellung beim Volksentscheid zu in-
formieren. 

Den Bürgerinnen und Bürgern wurde er-
klärt, dass diejenigen, die für Stuttgart 21
sind, mit NEIN abstimmen müssen und da-

mit NEIN zur Kündigung der rechtsgülti-
gen Verträge des Landes mit den Projekt-
partnern sagt. 

Es wurde wieder einmal deutlich, dass die
Mehrheit der Menschen das Projekt als zu-
kunftsweisende Investition befürworten,
das Ludwigsburg und die Region Stuttgart
positiv beeinflussen wird.

Ingeborg Choeb
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Die Juristen des LACDJ Baden-Württem-
berg haben zum Auftakt ihrer diesjährigen
Landestagung am 21./22. Oktober 2011 in
Bad Krozingen das von Grün-Rot im Land-
tag eingebrachte und dort – wie beabsich-
tigt – gescheiterte „Gesetz über die Aus-
übung von Kündigungsrechten bei den
vertraglichen Vereinbarungen für das
Bahnprojekt Stuttgart 21 (S 21-Kündi-
gungsgesetz)“, über das am 27. November
2011 eine Volksabstimmung stattfinden
wird, scharf kritisiert. 

Die Gesetzesvorlage halte einer rechtli-
chen Überprüfung nicht stand und versto-
ße gegen geltendes Recht, was eine einge-
hende gutachterliche Untersuchung erge-
ben hat. Es werde schon nicht klar, welche
„vertraglichen Vereinbarungen mit finan-
ziellen Verpflichtungen“ überhaupt ge-
meint seien und in welchem Umfang genau
diese gekündigt werden sollen. Offen blei-
be ebenso, auf welche angeblichen Kündi-
gungsrechte sich die Grün-Rote Landesre-
gierung beziehe. In Wirklichkeit existierten
solche Rechte nämlich überhaupt nicht. 

„Die Voraussetzungen einer Kündigung
wegen eines Wegfalls der Geschäfts-
grundlage, auf die sich der Gesetzesent-
wurf stützt, liegen nicht vor. Bei den von
Grün-Rot befürchteten Kostensteigerun-
gen handelt es sich nicht um eine Ge-
schäftsgrundlage im Sinne des Gesetzes.
Dies haben die Vertragsparteien in dem
Finanzierungsvertrag zu Stuttgart 21 ein-
deutig klargestellt“, so der Landesvorsit-
zende des LACDJ, Dr. Jürgen-Peter Graf.
Darüber hinaus hätten die Vertragspar-
teien bei etwaigen Kostensteigerungen
im Finanzierungsvertrag ausdrücklich ge-
regelt, dass in einem solchen Fall Gesprä-
che aufzunehmen seien (§ 8 Absatz 4 Satz
1 des Vertrages). 

Aus § 2 Absatz 2 des Vertrages – auf den §
8 Absatz 4 Satz 1 verweist – folge zudem,
dass ein Abbruch des Vorhabens auch bei
Kostensteigerungen nicht mehr in Be-
tracht komme, die erst nach dem
31.12.2009 (sic) festgestellt werden. Das
Land verhalte sich somit vertragsbrüchig,
wenn es entgegen § 8 Absatz 4 Satz 1 des
Finanzierungsvertrages ohne Not von
vornherein Gespräche über die weitere Fi-
nanzierung verweigere. 

Dazu LACDJ-Vorsitzender Dr. Graf: „Da es
solche Kündigungsrechte nicht gibt, wer-
den in Wirklichkeit weder das Parlament
noch die Bevölkerung dazu aufgerufen,
über einen Ausstieg aus Stuttgart 21 abzu-
stimmen. Grün-Rot hat damit ein Fake-Ge-
setz vorgelegt, dessen Ablehnung zu einer
Phantomabstimmung führen soll, um den
Menschen in Baden-Württemberg das Ge-
fühl einer Bürgerbeteiligung zu vermit-
teln.“

Matthias Münker, Ludwigsburg

S 21-KÜNDIGUNGSGESETZ VERSTÖSST
GEGEN GELTENDES RECHT  
CDU-Juristen beziehen Stellung 

Sozialrichter Matthias Münker, neu gewähltes 

Vorstandsmitglied im LACDJ Baden-Württemberg

Gültigkeit des 
Abstimmungsergebnisses
laut Landesverfassung
bei der Volksabstimmung

Das zur Abstimmung ge-
stellte S 21-Kündigungsge-
setz ist nur beschlossen,
wenn mindestens ein Drit-
tel der Stimmberechtigten
(ca. 2,5 Mio.) ihm zustim-
men und dies zugleich auch
die Mehrheit der abgege-
ben Stimmen ist. 
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„Die Landesregierung bekommt die Mög-
lichkeit für einen ausgeglichenen Haushalt
auf dem Silbertablett präsentiert und
greift nicht zu. Anstatt bereits in diesem
Jahr ohne neue Schulden auszukommen,
treibt Grün-Rot die Verschuldung des Lan-
des vollkommen unnötig um 560 Millionen
Euro in die Höhe“, so der finanz- und wirt-
schaftspolitische Sprecher der CDU-Land-
tagsfraktion, Klaus Herrmann MdL.

Die Bilanz der ersten 100 Tage grün-roter
Landesregierung fand großes Interesse bei
den von der neuen Landesregierung im-
mer wieder zitierten „beteiligten Bür-
gern“. Im Gespräch mit der CDU wurde
deutlich, dass viele das Regierungsgesche-
hen der ersten 100 Tage aufmerksam beob-
achten und mit großem Erstaunen feststel-
len, dass für unterschiedliche politische
Lager unterschiedliche Wahrnehmungen
existieren.

„Hätten andere Parteien in ihren ersten
100 Tagen im Amt Steuern erhöht, landes-
gesetzeswidrig Schulden proklamiert, Bil-
dungsinitiativen ergriffen, mit denen man
andern Orts schon bewiesen hat, dass sie
in den Keller der Bildungsrepublik führen,
man hätte sie vehement angegriffen“, so
der stellvertretende CDU-Kreisvorsitzen-
de Michael Schreiber.

Kritisch zu sehen sei auch, dass in Berichter-
stattungen selbst bei gröbsten Regierungs-
schnitzern, wie der unglaublich aufgebläh-
ten Verwaltung, die man vor der Wahl noch
einzudampfen versprach, größtenteils noch

salbungsvolle Worte gefunden werden, um
diese Unsäglichkeiten zu erklären, stellt
CDU-Mitglied Noa Jordan fest.

In zahlreichen Bürgergesprächen des
CDU-Stadtverbandes in der Ludwigsbur-
ger Innenstadt wurde klar, dass unter dem

Dauerstressthema S 21 alle anderen Poli-
tikfelder abgetaucht sind und es dringend
notwendig sei, die Politik auf die Straße zu
tragen, denn in der Öffentlichkeit finde sie
nicht ausreichend reflektiert statt, erklärt
CDU-Stadtverbandsvorsitzender Maik Ste-
fan Braumann.                                                <<<

REAKTIONEN AM CDU-INFOSTAND AUF 100 TAGE GRÜN-ROT
Klaus Herrmann MdL: „Grün-Rot legt glatten Fehlstart hin“

V.l.: Stadtverbandsvorsitzender Maik Stefan Braumann, Noa Jordan und der stellv. Kreisvorsitzende Michael Schreiber.

STOPPT

HERMANN 21
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Am Vorabend des diesjährigen Bürgerfe-
stes hat der CDU Stadtverband Ludwigs-
burg eine Veranstaltung begründet, die zu-
künftig in den CDU-Jahreskreis aufgenom-
men wird und die ganz im Zeichen der CDU
in der Stadt stand: die CDU-Jahresfeier als
Sommer-Empfang im Beck'schen Palais.

Als Festredner berichtete Peter Hauk MdL,
CDU-Fraktionsvorsitzender im Landtag,
über die aktuelle Situation der CDU und
deren neue Rolle nach dem Regierungs-
wechsel im Land.

Im Anschluss wurden Ehrungen langjähri-
ger Parteimitglieder vorgenommen. Jedes
Jahr werden beim CDU-Kreisparteitag Eh-

rungen für langjährige Mitglieder über-
reicht. Wenn es den Jubilaren nicht möglich
ist bei diesem Termin anwesend zu sein,
werden diese Ehrungen entweder per Post
verschickt oder an den jeweiligen CDU-
Verband vor Ort weitergegeben. Der CDU
Stadtverband Ludwigsburg hat sich dazu
entschlossen, die Urkunden und Auszeich-
nungen der Kreis-CDU zukünftig beim
Sommer-Empfang im Namen des CDU-

Kreisverbandes zu überreichen. In der
nächsten Treffpunkt-Ausgabe stellen wir
Ihnen an dieser Stelle immer wieder Jubila-
re vor, die aus ihrem Parteileben und dem
Zeitgeschehen berichten werden.

Beim anschließenden Umtrunk fand ein re-
ger Austausch zu Mitbürgern, Funktions-
trägern und Freunden der CDU in zahlrei-
chen interessanten Gesprächen statt.     <<<

CDU-SOMMER-EMPFANG IM BECK’SCHEN PALAIS

Herzlich willkommen beim CDU-Montagstreff 
ab sofort an neuem Ort

Der CDU-Stadtverband Ludwigsburg lädt jeden letzten Montag im Monat ab 20 Uhr
zum CDU-Montagstreff in den Ratskeller ein. Der Montagstreff ist eine öffentliche
Zusammenkunft für Interessierte, Mitglieder und Freunde des CDU-Stadtverbandes.
In lockerer Runde werden aktuelle kommunale, regionale, landes- und bundesweite
Themen aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft angesprochen und diskutiert. 

Die nächsten Termine, jeweils ab 20 Uhr:

Montag, 28. November 2011
Montag, 19. Dezember 2011
Montag, 30. Januar 2012
Montag, 27. Februar 2012
Montag, 26. März 2012

Ratskeller
Wilhelmstraße 13
71638 Ludwigsburg
Telefon: 07141 / 242 30 20
www.ratskeller-ludwigsburg.de
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Im Rahmen des CDU-Sommers 2011 lud
der CDU-Stadtverband Ludwigsburg zum
Politischen Frühschoppen mit dem Bun-
destagsabgeordneten des Wahlkreises
Ludwigsburg, Steffen Bilger, in das Brau-
haus am Solitudeplatz ein. Besonders zu
den aktuellen europapolitischen Themen
nahm Steffen Bilger Stellung, aber auch
über die Positionen der CDU in Bund und
Land wurde ausführlich diskutiert.
Schwerpunktthemen waren Stuttgart 21,
der Ausbau der Neckarschleusen, die von
der derzeitigen grün-roten Landesregie-
rung gestoppten Planungen der B-10-Um-
fahrung von Enzweihingen sowie die Bil-
dungspolitik. Einen breiten parteipoliti-
schen Raum nahm auch die Frage nach der
Erneuerung der CDU mit einer wünschens-
werten Wertediskussion ein. Steffen Bilger
ging auch ausführlich auf seine Kandidatur
als Vorsitzender des Bezirksverbands
Nordwürttemberg der CDU im September
ein. Der CDU-Stadtverbandsvorsitzende
Maik Stefan Braumann berichtete von ei-
nem einstimmig gefassten Beschluss des
Vorstands, der die Kandidatur von Steffen
Bilger begrüßt und ihm eine umfassende
Unterstützung zusagte. Mit den Mitglie-
dern und Gästen diskutierten außerdem
der Landtagsabgeordnete und Fraktions-
vorsitzende der CDU-Gemeinderatsfrakti-
on, Klaus Herrmann, sowie Vertreter des
CDU-Stadtverbands und der Mittelstands-
vereinigung.  

Ingeborg Choeb

MdB Steffen Bilger (re.) im Gespräch beim politischen

Frühschoppen.

JAZZ UND POLITIK
BEI DER CDU
Politischer Frühschoppen 
mit Steffen Bilger MdB
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Im Rahmen des CDU-Sommers referierte
auf Initiative unseres Internetbeauftrag-
ten Dr. Joachim Hofmann der Leiter der
Zentralen Stelle der Landesjustizverwal-
tungen zur Aufklärung nationalsozialisti-
scher Verbrechen, Oberstaatsanwalt Kurt
Schrimm, über die Gründung und Aufga-
ben seiner Behörde.

Der Zentralen Stelle sind Richter, Staats-
anwälte und Polizeibeamte zugewiesen,
die mit ihrer Zustimmung aus den Bun-
desländern nach Ludwigsburg abgeord-
net werden. Kurt Schrimm ist seit 2000 in
Ludwigsburg.

Warum gibt es die Zentrale Stelle 
und warum hat es so lange gedauert?

Bis 1949 war den deutschen Gerichten die
Aufgabe entzogen, Prozesse über NS-Ver-
brechen zu führen. 

Bis zu Vierzigtausend Täter waren schon
von den Alliierten verurteilt worden, be-
vor deutsche Gerichte am 1. Dezember
1958 die Strafverfolgung aufnehmen durf-
ten.

Niemand war für diese Aufgabe ausgebil-
det, betonte Oberstaatsanwalt Schrimm,
die Ermittlungsbeamten wurden dafür
erst geschult. Es gab keine örtliche Zu-
ständigkeit für die Verbrechen. Zunächst
war die Zentrale Stelle nur für Taten au-
ßerhalb des Bundesgebiets zuständig, die
im Zusammenhang mit den Kriegsereig-

nissen an der Zivilbevölkerung, außerhalb
der eigentlichen Kriegshandlungen be-
gangen worden waren, daneben insbe-
sondere auch für Taten in Konzentrations-
lagern. Diese Zuständigkeit wurde 1964
auf das Bundesgebiet erweitert und es
werden auch Verbrechen gegenüber
Kriegsgefangenen verfolgt.

Arbeitsweise 
und Zielsetzung ?

1958 wurde die Zentrale Stelle in Ludwigs-
burg für ganz Deutschland gegründet.
Die Behörde, eine Verwaltungsgemein-
schaft der Bundesländer, hat nur Ermitt-
lungs-Kompetenz, keine Klage-Kompe-
tenz. Mit ca. 20 Leuten begann die Arbeit
und war für zehn Jahre vorgesehen, weil
damals Mord nach 20 Jahren verjährte.
1979 wurde die Verjährung für Mord auf-
gehoben. Die Verfahren wurden weniger,
aber für den Leiter der Zentralen Stelle
macht es Sinn, weiterzuarbeiten. 

Ab 2000 gab es keine Infos mehr von au-
ßen, keine Zeugen. Politisch gewollt ist,
dass die Arbeit weitergeht, so Schrimm.
Nun werden Archive systematisch abge-
arbeitet, vor allem ausländische Archive,
z.B. in Italien. Dort wurden bis zu 90 Ver-
fahren neu aufgearbeitet und ermittelt.
Archive in Osteuropa, Ukraine, Russland,
Weißrussland, Tschechien werden ausge-
wertet, ebenso in Südamerika, Chile, Uru-
guay, Brasilien, Argentinien, den USA
(Washington). Unterlagen der Waffen-SS

lagern in Prag. Pro Jahr kamen ca. drei bis
vier Fälle zur Anklage.

Die Verfolgung der NS-Verbrechen ist
eine Art Wiedergutmachung gegenüber
den Opfern. Die Zentrale Stelle hat für
die Täterermittlung einen Jahresetat von
zwei Millionen Euro. Keiner weiß, wie es
weiter geht. 

Die Stelle bleibt bestehen, solange die
Möglichkeit zur Aufklärung besteht. Sym-
ptomatisch sei der Fall Schwammberger,
erläuterte Schrimm. Schwammberger sei
immer Nazi und Anhänger von Hitler ge-
wesen, später Lagerleiter in Polen, Lager-
leiter im Ghetto und Ghetto-Komman-
dant. Schwammberger hat viele Leute
persönlich und brutal umgebracht. Leider
hat keiner der überführten Täter je Reue
gezeigt, so Oberstaatsanwalt Schrimm.

In dem an die Behörde angrenzenden hi-
storischen Schorndorfer Torhaus präsen-
tiert das Bundesarchiv seit September
2004 eine Dauerausstellung über die juri-
stische Aufarbeitung der NS-Verbrechen
in Deutschland mit Dokumenten und Fo-
tos. 

Die Vorsitzende Monika Helm dankte
Oberstaatsanwalt Kurt Schrimm im Na-
men des EAK Ludwigsburg für den sehr
informativen und interessanten Einblick
in die jahrzehntelange erfolgreiche Arbeit
seiner Behörde.

Monika Helm, EAK Kreisvorsitzende

Die EAK-Vorsitzende Monika Helm bedankt sich beim

Referenten Oberstaatsanwalt Kurt Schrimm.

INFORMATIONSVERANSTALTUNG ÜBER DIE ZENTRALE STELLE
ZUR AUFKLÄRUNG NATIONALSOZIALISTISCHER VERBRECHEN
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Nach einem herzlichen Glückwunsch für
Rainer Wieland zu seiner Wiederwahl als
Vorsitzender des CDU Kreisverbandes will
diese Nachlese zwei Schwerpunkte seiner
teilweise programmatischen Rede aufgrei-
fen, die laut Tagesordnung „nur“ ein Re-
chenschaftsbericht sein sollte:

-    Stärkung der CDU im Kreis durch inten-
sive Vorbereitung der nächsten Kom-
munalwahlen 

-    Wiederbelebung bzw. Verbesserung
der Diskussionskultur in der Partei.

Es ist sicher richtig, dass eine erfolgreiche
Umsetzung beider Zielsetzungen in Ver-
bindung mit zahlreichen im Kreis kaum zu
beeinflussenden Faktoren, wie das öffent-
liche Erscheinungsbild der CDU als Folge
des Regierungshandelns in Berlin oder die
Wahrnehmung der Oppositionsarbeit der
CDU in Stuttgart, maßgebend sind für ei-
nen langfristigen Erfolg der CDU als Volks-
partei in Baden-Württemberg.

Gehen diese Signale vom letzten 
Kreisparteitag aus? Wohl kaum!

Viele der treuen Parteimitglieder, die ihren
wohlverdienten Feierabend geopfert ha-
ben, um satzungsgemäß den neuen Kreis-
vorstand zu wählen, sind so in der Partei-
tagsroutine verfangen, dass sie beim einzi-
gen Diskussionsbeitrag zu dem ganz
Deutschland aktuell bewegenden Thema
„Eurokrise“ die Augen verdrehten und
murrten „zur Tagesordnung“. 

Und der hoffnungsvolle Parteinachwuchs
– dies ist wörtlich zu verstehen, denn eini-
ge Kandidaten der JU sorgten sich mehr
um ihre persönliche Wahl, als dass sie die
Hoffnung auf eine erfolgreiche Zukunft
unserer Partei stärken konnten – gab we-
der inhaltliche Diskussionsanstöße noch
zeigte er auf, wie er sich aktiv an der Basis
in die Wahlkämpfe einbringen wird. Unser

nicht nur bei seiner eigenen Wahl sehr ak-
tive Bundestagsabgeordnete Steffen Bil-
ger bestätigt als eine der rühmlichen Aus-
nahmen eher die traurige Regel.

Wer noch das JU-Flugblatt „Unsere jungen
Kandidaten für den CDU-Kreisvorstand“
besitzt, kann sich überzeugen: Alle JU-
Kandidaten rühmen sich wie „alte“ Partei-
funktionäre ihrer Pöstchen, aber keiner
wagt auch nur eine Andeutung, was er tun
will, „Damit wir in Zukunft nicht als ausse-
hen!“ – Wer ist wir?? Wer ein Flugblatt mit
eigenen Kandidaten auf einem Parteitag

Manfred Braun, Mitglied im CDU-Stadtverband

ANMERKUNGEN ZUM 61. KREISPARTEITAG
DER CDU IN STEINHEIM-KLEINBOTTWAR
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verteilt, zeigt, dass er weiß, wie etablierte
Parteien intern funktionieren – aber ist er
auch fähig, die Stimmen der jungen Nicht-
wähler zu kapern wie die Piraten? Nicht
zuletzt dort liegt die Zukunft einer Volks-
partei.

Um die Zuversicht in die Zukunft unserer
Partei Christlich Demokratische Union zu
stärken, sollen Kandidaten, die sich als Bei-
sitzer für einen Vorstand bewerben, vorab
ankündigen, in welchem Sektor der Vor-
standstätigkeit sie sich in Zukunft enga-
gieren werden (nicht wollen!), damit ihre
Aktivitäten nachvollziehbar werden.

Und bisherige Beisitzer, die sich um ihre
Wiederwahl bemühen, sollten zusätzlich
aufzeigen, bei welchen Aktionen des Vor-
standes sie mit Erfolg Verantwortung ge-

tragen haben. Manche könnten vielleicht
auch erklären, aufgrund welchen Engage-
ments es ihnen nicht möglich war, wenig-
stens an zwei von drei Vorstandssitzungen
teilzunehmen.

Der Verfasser dieser Zeilen kandidierte
übrigens auch für einen der zwölf Beisit-
zer-Posten und blickt keineswegs mit Frust
auf den 61. Kreisparteitag zurück, weil er
die wenigsten Stimmen bekam. Vielmehr
möchte ich mit meinen Anregungen dieje-
nigen Führungskräfte unterstützen, die als
„Menschenfischer“ bereit und fähig sind,
nicht nur (wohlgesonnene) Parteianhän-
ger zur aktiven Mitarbeit zu motivieren,
sondern vor allem vor Ort auf der Straße
desinteressierte oder gar abweisende Mit-
bürger anzusprechen, damit wir als CDU in
Zukunft nicht als aussehen.

Hierzu biete ich dem Kreisvorstand und in-
teressierten Lesern an, gemeinsam politi-
sche Themen inhaltlich für und mit unse-
ren gewählten Repräsentanten zu bearbei-
ten, die aufgrund ihrer Funktionen dafür
oft nur wenig Zeit haben. Für eine länger-
fristig erfolgreiche Zukunft einer Volkspar-
tei ist Detailarbeit – nicht Geklüngel – in
Hinterzimmern fast so wichtig, wie öffent-
lichkeitswirksame Auftritte der Funktions-
träger auf offener Bühne.

Mögliche Themen sind:

-    Verständliche Erklärung von (ver-
meintlicher) Notwendigkeit und (un-
vermeidbarer) Konsequenzen der von
der CDU zu verantwortenden kurzfri-
stigen Energiewende, damit unsere
potenziellen Wähler, beispielsweise
mit Immobilienbesitz oder mit Grund-
stücken am Ortsrand, die zu erwarten-
den Belastungen (Auflagen zur Wär-
medämmung, Windräder in der Nach-
barschaft) nicht alleine der CDU anla-
sten, die heute (noch) den Bundesum-
weltminister stellt

-    Verständliche Erklärung unseres Sozial-
systems und seiner Umlagefinanzie-
rung, um langfristig bei der Bevölke-
rung die Einsicht zu wecken, dass insbe-
sondere die Finanzierung grundlegend
reformiert werden muss, um der nach-
wachsenden Generation die Chance zu
erhalten, die eigene persönliche Zu-
kunft, wie auch die Entwicklung der Ge-
sellschaft, eigenverantwortlich zu ge-
stalten. Stichwort: Verständnis für Ge-
nerationengerechtigkeit statt „Ich habe
lange genug eingezahlt...“

Manfred Braun, Dipl.Volkswirt

Manfred Braun (re.) am Infostand der CDU zu S21.
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Ich freue mich, dass der Vorstandsvorsit-
zende der MIT, Dr. Georg Zinger, bei der
letzten Veranstaltung mit unserem Land-
tagsabgeordneten Klaus Herrmann den
folgenden Satz in die Diskussion einwarf:
„Wer denkt noch an die Familien, die
Grundwerte weitergeben.“

Für mich Grund genug, dazu Stellung zu
nehmen. Wer sich künftig im Wahlkampf
als christlich-demokratische Partei den
Themen „Kinderland Baden-Württemberg“
widmen möchte, sollte zuerst auf die Fami-
lienpolitik der Christdemokraten der letz-
ten 40 Jahre im Land Baden-Württemberg
zurückblicken.

Die CDU hat bereits in den 1980-er Jahren
den Familien das Leben erschwert, indem
sie Kürzungen im Bereich der Kinder- und
Jugendarbeit vornahm. Für kinderreiche
Familien gab es urplötzlich zum Beispiel
keine Vergünstigungen im öffentlichen
Nahverkehr mehr.

Für alle Familienfrauen der damaligen Zeit
war es eine finanzielle Zumutung, eine
große Familie durchzubringen. Wen wun-
dert es, dass in Baden-Württemberg der
Anteil kinderreicher Familien in den letz-
ten 30 Jahren um nahezu 40 Prozent zu-
rückgegangen ist.

Solange es sich Politik und Gesellschaft
nicht zur Aufgabe machen, die sozialen,
wirtschaftlichen und politischen Rahmen-
bedingungen für Familien so zu gestalten,
dass unterschiedliche Familienkonstella-
tionen und Lebensentwürfe berücksichtigt

werden, und solange Kinder in der allge-
meinen Wahrnehmung eher als Belastung
und nicht als Bereicherung empfunden
werden, setzen junge Menschen ihren
Wunsch nach Familie nicht um. Ohne Fami-
lien hat eine Gesellschaft keine Zukunft!

Manche der Leserinnen und Leser werden
jetzt sagen, unser Land tut doch schon so
viel für Familien. Das erhöhte Kindergeld,
das Elterngeld, das Landeserziehungsgeld
und und und. Ich aber sage Ihnen als Mut-
ter von neun Kindern zwischen 19 Jahren
und 9 Monaten, dass diese Anstrengungen
nach wie vor nicht ausreichen! Das neu
eingeführte Elterngeld ist bestimmt eine
gute Sache, jedoch erreicht es nur diejeni-
gen, die von vornherein nur ein Kind in ih-
rer Lebensplanung zulassen. Bei der Ent-

scheidung für ein zweites Kind wird jener
Elternteil, der sich in Elternzeit befindet,
ins soziale Abseits gedrängt, wenn er nicht
gerade einen Akademiker als Partner zur
Seite hat, der die finanzielle Belastung auf-
fängt. Jetzt sollte man meinen, dass das
Landeserziehungsgeld diese annähernd
ausgleicht. Pustekuchen! Im Jahr 2010
wurde für die 91.909 im Jahr 2008 in Ba-
den-Württemberg geborenen Kinder nur
19.243 Familien das Landeserziehungsgeld
gewährt. Das entspricht gerade mal knapp
21 Prozent der bewilligten Anträge.

Das bedeutet, nur wenige Familien in Ba-
den-Württemberg erreicht tatsächlich das
Landeserziehungsgeld, weil das zugrunde
gelegte Einkommen vor der Geburt des er-
sten Kindes bei dem Elternteil, der Eltern-
zeit nimmt, nicht höher als 1.827 Euro brut-
to monatlich betragen darf. Beim zweiten
Kind kommt ein Aufschlag von sage und

Sabine Märkle, Mitglied im CDU-Stadtverband

MEINE MEINUNG ZUR FAMILIENPOLITIK
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schreibe 230 Euro hinzu, wobei hier das
Einkommen des berufstätigen Elternteils
maßgeblich wird. Jetzt wirft sich die Frage
auf, wie es kinderreiche Familien schaffen,
über die Runden zu kommen. Als kinder-
reich gilt man in Baden-Württemberg ab
dem dritten Kind.

Sie müssen so sparsam leben, dass sie die
bestmögliche Versorgung der Familie mit
den gegebenen Finanzmitteln erreichen,
ohne sich zu verschulden. Zum finanziel-
len Problem wird die öffentliche Schulbe-
förderung, der anstehende Schulland-
heimaufenthalt, das ein oder andere neue
Kleidungsstück und Schuhe, der Kinobe-
such oder die Teilnahme an der Musik-
schule. Familienfrauen verzichten auf eige-
nes Erwerbseinkommen und können we-
der ihr Rentenkonto aufbessern noch pri-
vat eine Altersvorsorge aufbauen, weil das
Geld nur für das Notwendigste reicht.
Frauen mit mehreren Kindern haben es oh-
nehin schwer, auf dem Arbeitsmarkt unter-
zukommen und hangeln sich irgendwie
von einem zum anderen Jahr durch. Zudem
sind sie ab einem bestimmten Alter auf
dem Arbeitsmarkt nicht mehr gefragt.

Es fehlt an ausreichenden Krippenplätzen
und der verlässlichen Ganztagesschule
und es fehlt am notwendigen Respekt der

Gesellschaft und der Politik gegenüber
den Familienfrauen, die Herausragendes
für die Allgemeinheit leisten. Erst sind Kin-
der Privatsache und werden dann interes-
sant, wenn sie als Rentenbeitrags- und
Steuerzahler in Erscheinung treten.

„Wer denkt noch an die Familien, die
Grundwerte weitergeben?“ fragt zu Recht
Dr. Georg Zinger als Vorsitzender der MIT.
So lange Familienarbeit geringwertiger er-
achtet wird als Erwerbstätigkeit und die-
ses Engagement der Familienfrauen selbst-
verständlich zum Nulltarif zu leisten ist,
wird man ihnen nicht gerecht.

Der demographische Wandel lässt sich
nicht mehr aufhalten, alle in der Politik
und Gesellschaft haben zugesehen, wie
Jahr für Jahr weniger Kinder geboren wur-
den. Und ich bin davon überzeugt, dass
noch weniger Kinder im „Kinderland Land
Baden-Württemberg“ geboren werden
und keiner rechtzeitig aufwacht. Wenn es
um nachhaltige Familienpolitik geht, wird
stets eine Kosten-Nutzen-Rechnung auf-
gemacht und solange wir nicht erkennen,
dass Kinder der Reichtum einer Gesell-
schaft sind, wird es bei der Geburtenrate
keine Trendwende geben. Und wer diese
einfache Wahrheit nur volkswirtschaftlich
versteht, hat nicht begriffen, was Familien
für unser Zusammenleben leisten.

Das Ministerium für Arbeit und Soziales
Baden-Württemberg bietet eine Lösung an
– nachzulesen im Leitfaden „Zukunfts-
werkstätten Familienfreundliche Kommu-
ne“, besonders interessant für alle poli-
tisch Verantwortlichen im Kinderland Ba-
den Württemberg.

Sabine Märkle

Hilmar Klages, Vorstandsmitglied im CDU Stadtverband

LYRIK HEUTE
Ein Beitrag unseres Vorstands-
mitglieds Hilmar Klages, ver-
öffentlicht in der Frankfurter
Bibliothek des zeitgenössi-
schen Gedichts, herausgege-
ben durch die Brentano-Ge-
sellschaft Frankfurt/M. mbH

Ein banges Herz ersehnt 
sich tröstend Schein

Ein Winter herrscht in meinem Tal, 
er deckt es zu mit weißem Kleid.
Das Leben dort ist eine Qual,
kein wärmend Strahl erlöst das Leid.

Ich leb’ in diesem weißen Tal,
mein Herz ist voller Sorgen.
Im Kopfe quirlt des Herzens Qual,
als gäb’ es keinen Morgen.

Verzweiflung drückt des Lebens Mut.
Wie wird das alles enden?
Ein tröstend Wort, es tät so gut,
ein Lichtlein mir zu spenden.

Es muss nicht immer Sonne sein,
die tiefe Finsternis erhellt.
Ein banges Herz beglückt der Schein,
der wärmend sich zu ihm gesellt.

Was drückt so schwer, was ist die Last,
die dräuend meine Sinn’ beschwert?
Nicht Leere ist bei mir zu Gast,
die Fülle mir den Schein verwehrt.

Hilmar K. Klages



MITGLIEDER AKTUELL

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt November 2011 15

Dass Gutenberg die Welt verändert hat
mit seiner Erfindung des Buchdrucks, ist
eine Binsenweisheit. Ein Satz mit Gebühr
fürs Phrasenschwein. Dass Gutenbergs Er-
findung im 21. Jahrhundert noch nicht
überholt ist, spricht für sich. Was wäre die
Welt ohne den Druck?

Keine Bücher, nur von Mönchen handko-
pierte Folianten, keine Plakate, keine Ko-
pien, keine Kataloge, keine HdM! Seien wir
froh, dass es anders gekommen ist!

Das 21. Jahrhundert stellt neue Anforde-
rungen – auch an die Druckindustrie. Die
Sorge um unsere Umwelt nimmt mehr
Raum ein in den Köpfen der Menschen.
Wir haben gemerkt, wie zerbrechlich unse-
re Welt ist.

Im Druckhaus Götz in Ludwigsburg ist der
Umweltschutz schon lange ein Thema.
Viele kleine und große Mosaiksteine bil-
den das, was heute als nachhaltiger Druck
bezeichnet wird. Seit 2001 drucken dort
die Maschinen IPA-frei, also ohne Isopro-
pyl-Alkohol. Im Großformat (die größte
Maschine hat ein Bogenformat von 130 x
185 cm) ist das eine absolute Seltenheit.
Die Luft im Drucksaal ist wesentlich bes-
ser, die Brand- und Explosionsgefahr deut-
lich geringer, und nicht zuletzt ist es auch
günstiger. 

Beim Bau des Neubaus wurde eine Wär-
merückgewinnung installiert, die „einfa-
che“ Konstruktion leitet die Wärme, die
die Druckmaschinen abgeben im Sommer
ins Freie, es gibt also keinen überhitzten

Drucksaal mehr, und im Winter wird durch
die Abwärme der Maschinen die Druckerei
beheizt.

Weitere Maßnahmen, die für nachhaltigen
Druck sorgen, sind die FSC- und PEFC-Zer-
tifizierungen, die verantwortungsvolle
Waldwirtschaft unterstützen. Die Firma
bietet klimaneutralen Druck an. Hier wer-
den Klimaschutzprojekte unterstützt, vor
allem in Ländern, die aus eigener Kraft
dazu nicht in der Lage sind. Der Einsatz
von Ökofarben ist mittlerweile selbstver-
ständlich, ab 2013 wird vollständig auf
Ökostrom umgestellt.

Den Familienbetrieb gegründet hat vor 60
Jahren der Vater der jetzigen Inhaber. Er
hat als Einmannbetrieb begonnen, Bleisatz
in beengten Verhältnissen. Gemeinsam
mit einem Stuttgarter Verlag wurden neue
Buchreihen entwickelt, in den 1970-er Jah-
ren erfolgte die Übernahme einer Drucke-

rei in Ludwigsburg. Seit 1975 ist das der Sitz
der Firma.

Mittlerweile beschäftigt die mittelständi-
sche Druckerei an die 60 Mitarbeiter. Satz
wird weiterhin gemacht, aber schon lange
ohne Blei. Eine moderne Vorstufe mit eige-
ner Plattenherstellung bietet die notwen-
dige Vorarbeit für die Druckerei: Drei Bo-
genoffset-Druckmaschinen mit modern-
ster Technologie, vom Format 74 x 104 cm
bis 130 x 185 cm, die von Sonntagabend bis
Samstagmittag rund um die Uhr in Betrieb
sind. 

Der Betrieb arbeitet nach Prozessstandard
Offsetdruck, außerdem nach ISO
9001:2000. Diese Maßnahmen sind nach
Meinung der Geschäftsleitung unverzicht-
bar, um gleichbleibende Qualität bieten zu
können.

Gutenberg im 21. Jahrhundert heißt für das
Druckhaus Götz: Nachhaltig drucken.

Bärbel Götz

Gebräuchliches Bildnis von Johannes Gutenberg, das aber erst weit nach seinem Tod erstellt wurde und somit als Fanta-

siebildnis gilt. Johannes Gutenberg ist 1397 geboren und starb am 3. Februar 1468. Daher wurde er 71 Jahre alt. Er lebte

zwischen 1434 und 1444 in Straßburg, wo er dann mit anderen das Unternehmen "aventur und kunst" gründete, wobei

"Kunst" im damaligen Sprachgebrauch als "handwerkliches können" zu verstehen ist.                               (Quelle: wikipedia)

GUTENBERG IM 21. JAHRHUNDERT
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Erfahrungen und Beobachtung – fast ein
Leben lang, über 70 Jahre – haben mich
Nachteile und Vorteile sehen und erleben
lassen, z. B. im Ruhrgebiet im Raum Duis-
burg, wo ich aufgewachsen bin. Später in
der Weltstadt Prag, wo ich in den Jahren
2000 bis 2008 gelebt und an einer Stra-
ßenbahnlinie gewohnt habe... Dazu kom-
men die Reiseerlebnisse in Städten mit
oberirdischen Stadtbahnen auf Schienen.

Ganz früher, als es noch wenig Privatautos
gab, war die Straßenbahn als Massenver-
kehrsmittel hilfreich, besonders in Städten

mit über Hunderttausend Einwohnern wie
im Ruhrgebiet. In Prag gibt es die Bahnen
seit alters her. Die meisten Schienen ver-
laufen in der Straßenmitte und haben für
die Gleise eine eigene Spur, die durchweg
nicht von Autos zu befahren ist. Es gibt
spezielle Ampeln und Verkehrszeichen da-
für. 

Beim Wenzelsplatz, wo es enger ist, hat
man die Straßenbahn verbannt. Eine Linie
kreuzt noch den historischen Platz, andere
Strecken sind als Metro in den Untergrund
verlegt. Einen Busverkehr gab und gibt es
in den meisten Orten dazu parallel, z. B.
für die Anbindung der Stadtbezirke, für
Schulen und Sportstätten und für Strom-
ausfälle und andere Störungen bei der
elektrischen Straßenbahn.

Unfallgefahren lauern

Es gibt Gleis- und Weichenprobleme nicht
nur im Winter, Radfahrer sind permanent
in Gefahr gebracht... Ich habe etliche Un-
fälle mit Personen- und Sachschäden er-
lebt und noch mehr davon beobachtet. Es
kommt zu Staus der Linien bei Bergungs-
und Rettungseinsätzen.

In Ludwigsburg sind die meisten Straßen
zu eng für Gleiskörper und Haltestellen.
Die Probleme der Oberleitungen kommen
hinzu. Wo diese an privaten Häusern und
Geschäften befestigen? Klagen dagegen
sind vorprogrammiert und verzögern und
verteuern alle Baumaßnahmen noch dazu.

Und der Schienenlärm, das Bremsen und
Anfahren der Straßenbahn sind für die An-
wohner von übel.

-    Wo sind Ausweichflächen für die Ge-
genzüge? 

-    Wo soll das Depot hin?
-    Wer kalkuliert die Anschaffungspreise?
-    Wo kommt das Personal her und wem

wird es zugeordnet?

Eine Straßenbahn benötigt freie Fahrt
über mehrere Bushaltestellen hinweg,
sonst ist es eine Bummelbahn zur Erheite-
rung. Die Entfernungen zum Zustieg wer-
den für manche Stadtteile groß sein, des-
halb wird das Auto weiterhin benutzt wer-
den. Die Zahl der Fahrgäste ist unkalkulier-
bar.

Die Bahnen werden mehr eine Attraktion
sein, z. B. ein Freizeiterlebnis für Kinder,
nicht als Beförderungsobjekt für den tägli-
chen Bedarf und nicht nützlicher als Busse.
Die allerdings sollten in Ludwigsburg häu-
figer verkehren. Dazu heißt es, neue For-
men der Gemeinschaftsfahrten einzuset-
zen wie in vielen Dörfern schon gesche-
hen. Busse für Notfälle, wie totaler Strom-
ausfall, werden bleiben müssen.

Was also würde gewonnen für den tägli-
chen „Stadtverkehr“ in Ludwigsburg?

Mit freundlichen Grüßen als besorgter
Bürger

Wolfgang Mönikes

Wolfgang Mönikes, Mitglied im CDU Stadtverband.

ABLEHNUNG ZUM BAU UND ZUM BETRIEB EINER 
STRASSENBAHN (STADTBAHN) DURCH LUDWIGSBURG

STOPPT

HERMANN 21
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Der richtige Zeitpunkt für die jährliche
Grippeschutzimpfung ist wieder gekom-
men. Die Grippeimpfung ist eine vorbeu-
gende Maßnahme zur Verhinderung einer
Influenza, der „echten Grippe“ und bietet
keinen Schutz vor „grippalen Infekten“ (Er-
kältungskrankheiten). Im vergangenen Jahr
erkrankten 2,1 Millionen Menschen in
Deutschland an Grippe, 1,2 Millionen Ar-
beitnehmer blieben aus diesem Grund ihrer
Arbeitsstelle fern.

Wer sollte sich impfen lassen?
Die ständige Impfkommission am Robert-
Koch-Institut (STIKO) empfiehlt die Imp-
fung als Standard-Impfung für alle Personen
über 60 Jahre. Weiterhin sollten sich Kinder,
Jugendliche und Erwachsene mit erhöhter
gesundheitlicher Gefährdung in Folge einer
Grunderkrankung wie z.B. Asthma, Herz-
Kreislaufkrankheiten, Diabetes, Nieren-
krankheit, sich impfen lassen. Die Impfung
ist auch angezeigt für Bewohner von Alten-
und Pflegeheimen, Personen mit erhöhter
Gefährdung, z.B. medizinisches Personal,
Personen mit direktem Kontakt zu Geflü-
gel/Wildvögeln, Personen in Einrichtungen
mit Publikumsverkehr sowie Menschen, die
im näheren Umfeld von Älteren oder chro-
nisch Kranken leben. Die Grippeschutzimp-
fung ist in Baden-Württemberg ohne Ein-
schränkungen öffentlich empfohlen.

Wer darf sich nicht impfen lassen?
Babys unter sechs Monaten, Menschen mit
Hühnereiweiß-Allergie oder Überempfind-
lichkeit gegen andere Impfstoffbestandtei-
le. Bei solchen Patienten kann der hühner-
eiweißfreie Impfstoff verwendet werden.

Dürfen sich Schwangere impfen lassen?
Seit 2010 wird die Impfung von Schwange-
ren von der STIKO ausdrücklich empfoh-
len. Schwangere haben bei einer Influenza
ein erhöhtes Risiko für schwere Krank-
heitsverläufe. Außerdem könnten Säuglin-
ge durch die Mutter angesteckt werden.

Was enthält der Grippe-Impfstoff?
Gereinigte, abgetötete Virenbestandteile
von Influenza-A- und -B-Viren. Der Impf-
stoff ist fast identisch zum vergangenen
Jahr. Er schützt auch gegen das Schweine-
grippevirus. Influenza-A- und -B-Viren ver-
ändern sich häufig. Es entstehen immer
neue Varianten. Die Weltgesundheitsorga-
nisation stellt jährlich die zirkulierenden
Virusstämme fest und empfiehlt die Zu-
sammensetzung für aktuelle Impfstoffe.
Deswegen muss jährlich gegen Influenza
geimpft werden.

Wie funktioniert die Impfung?
Bei einer Impfung wird der Angriff durch
die Viren in schwacher Form simuliert. Das
Abwehrsystem produziert Antikörper ge-
gen die Oberflächenstoffe der Viren. Hä-
magglutinin (H) und Neuraminidase (N).
Der Schutz beginnt ab dem 10. – 14. Tag
nach der Impfung. Wenn die echten Viren
in den Körper gelangen, stehen die Ab-
wehrsoldaten (die Antikörper) schon pa-
rat.

Wann sollte gegen Grippe geimpft wer-
den?
Am besten zwischen September und No-
vember, aber auch die, die noch nicht
geimpft sind, können es jetzt nachholen.

Wie wirksam ist die Impfung?
Sie sind gegen eine Infektion mit dem glei-
chen Stamm des Impfstoffes bzw. dessen
Varianten geschützt. Die Schutzrate be-
trägt 80 – 90 Prozent, nur bei Personen
mit beeinträchtigtem Immunsystem kann
die Rate auf bis zu 30 – 40 Prozent abneh-
men. Nach einer Grippe-Infektion ist man
auch nur gegen den Stamm immun.

Sollten Personen, die früher eine Impfung
gegen „Schweinegrippe“ bekommen ha-
ben oder an der „Schweinegrippe“ er-
krankten, sich jetzt impfen lassen?
Ja, es ist unsicher, ob der Schutz auch in
der Saison 2011/2012 gegen Schweinegrip-
peviren besteht. Außerdem schützt der
„Schweinegrippe-Impfstoff“ nicht vor an-
deren Virus-Typen der jetzigen Saison.

Welche Nebenwirkungen muss ich nach ei-
ner Impfung fürchten?
Nebenwirkungen treten bei etwa 13 Pro-
zent der Geimpften auf. Am häufigsten
kann es innerhalb von 72 Stunden nach ei-
ner Impfung zu Rötung oder Schwellung
der Einstichstelle am Arm, Fieber, Kopf-
schmerz oder Unwohlsein kommen. In sehr
seltenen Fällen können ernste Nebenwir-
kungen wie allergische Reaktionen, neuro-
logische Komplikationen etc. auftreten.

Wer bezahlt die Impfung?
Normalerweise die Krankenkasse, es muss
auch keine Praxisgebühr bezahlt werden.
Bei einer beruflichen Indikation wird die
Impfung vom Arbeitgeber übernommen
und häufig durch Betriebsärzte durchge-
führt.                                                                 <<<

GRIPPE – SOLL ICH MICH IMPFEN LASSEN?

Dr. Uschi Traub,

Leiterin Prävention und Gesundheitsförderung,

Gesundheitsdezernat, Landratsamt Ludwigsburg,

Tel: 07141 144-1337, Fax: 07141 144-1340,

E-Mail: praevention@landkreis-ludwigsburg.de
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„Macht hoch die Tür, die Tor macht weit“
heißt es bekanntlich in einem alten Ad-
ventslied. Singen Sie es jetzt auch bald wie-
der aus voller Brust oder so gut Sie es nach
einem Jahr Pause halt können, liebe Partei-
freundinnen und Parteifreunde? Oder las-
sen Sie sich entsprechend besingen auf den
vielen schönen kirchenmusikalischen oder
auch weltlicheren Adventskonzerten. Oder
lassen Sie solche Lieder wenigstens aus den
verschiedenen elektronischen Medien er-
klingen: wie gewohnt, wie erwartet, wie
schon immer erlebt, erfahren, das gehört
doch einfach dazu, nicht wahr?

Aber seien wir doch einmal ehrlich: wem
würden Sie denn die Tür wirklich aufma-
chen, wenn es bei Ihnen unerwartet klin-
geln würde? Was alles flattert denn sowieso
schon uneingeladen durch unsere Türen
hindurch: ungebetete E-Mails zuallererst,
ganz ungewollt durch unsere elektroni-
schen Türen, sodass wir uns kaum mehr vor
ihnen retten können, denn auch der beste
Spam-Filter nützt da wenig. Oder die vielen
unangeforderten Postwurfsendungen, ge-
rade in der Adventszeit ist der Briefkasten
wieder übermächtig voll, sie alle schaffen es
doch sowieso schon ungefragt durch unse-
re Türen. Aber auf solche „Gäste“ könnten
wir doch zu allermeist liebend gerne ver-
zichten!

Da blieb uns ja nur noch die echte Tür zuzu-
halten so gut es geht, um wenigstens
menschliche Störenfriede abzuhalten: „my
home is my castle“, da wenigstens will ich
selber König(in) sein, da will ich vor den An-
sprüchen anderer meine Ruhe haben! Den-

ken Sie nicht auch so? Wollen wir nicht ge-
rade in der von so vielen als hektisch emp-
fundenen Adventszeit mehr Ruhe haben,
unbehelligter sein von Mitmenschen, be-
sonders mit ihren vorweihnachtlichen An-
sprüchen an unsere Zeit und Aufmerksam-
keit. Zu Recht, finden Sie nicht auch?

„Macht hoch die Tür, die Tor macht weit?“
Was machen wir uns darüber größere Ge-
danken, den „E-Müll“ kann man doch ganz
einfach wegdrücken, ab in den Papierkorb!
Und die Bettelbriefe und anderen Werbe-
broschüren werden doch auch zumeist
nach mehr oder weniger aufmerksamer
Lektüre im Papierkorb landen. Aber mit
Tante Friedas Bitte, sie zu besuchen, wer-
den wir uns vielleicht schon schwerer tun:
wir müssen halt auch noch so vieles erledi-
gen vor dem Fest, vor dem Jahreswechsel,
die vielen Advents- und Weihnachtsfeiern
fordern unseren zeitlichen Einsatz, und au-
ßerdem verreisen wir dann auch noch. Also
bitte. Ja, werden Sie sagen, wem gilt denn
der Aufruf überhaupt noch in unserer Zeit?
„Es kommt der Herr der Herrlichkeit“, heißt
es dort weiter, ja, das kennen wir schon:
„erst eins, dann zwei, dann drei, dann vier,
dann steht das Christkind vor der Tür.“ Was
wäre, wenn „der Herr der Herrlichkeit“
wirklich vor unserer Türe stehen würde?
Würden wir ihn dann tatsächlich hereinlas-
sen? Würden wir dann überhaupt erkennen,
dass er es ist?

Aber dazu fordert uns die Adventszeit gera-
dezu heraus: ihn hereinzulassen, wenn er
kommt! Und ein ungebetener Gast wird er
bei uns wahrscheinlich ohnehin sein, denn

auf die Frage seiner ersten Anhänger, wann
er wiederkommen würde, antwortete Pau-
lus: „Der Tag des Herrn kommt wie ein Dieb
in der Nacht“ (1.Thessalonicher 5,2), also
dann, wenn wir es uns am allerwenigsten
vorstellen können. Oder können wir es uns
sowieso gar nicht mehr vorstellen? Aus und
vorbei mit der Hoffnung. Weggedrückt?

Aber gerade das könnte die Sache vielleicht
wieder spannend machen für uns, immer
noch und auch weiter damit zu rechnen,
dass diese Welt nicht für immer so bleiben
wird, wie sie jetzt immer weiter zu laufen
scheint? Vielleicht bleibt uns nach anfängli-
chem Widerstreben oder ungläubigem
Zweifeln dann nur noch übrig, ihn wieder
zurückzuholen und dort nach ihm Ausschau
zu halten, wohin wir ihn vielleicht schon
wieder weggeschickt oder immer noch ver-
bannt haben: in den Hinterhöfen unserer
Welt, in den unbeliebteren Bereichen unse-
rer Zeit, in den  verborgenen Ecken unserer
eigenen Herzen? Aber dazu würde dann
auch gehören, dass es in diesem Leben
eben nicht nur auf uns, auf unsere Leistung
und auf unseren Erfolg ankommt, ja, noch
mehr, dass wir unser Leben in dieser unfer-
tigen Welt so gelten lassen, dass ein ande-
rer unser König sein kann, ja, es jetzt schon
sein will, weil er es ohnehin wird? Und wir
seine Maßstäbe, nicht unsere eigenen, zur
Grundlage unseres Lebens und unserer
Welt machen? Vielleicht können wir so, lie-
be Parteifreundinnen und Parteifreunde,
auch wieder ganz neu verstehen, was es
heißt zu singen: „Macht hoch die Tür, die
Tor macht weit, es kommt der Herr der
Herrlichkeit!“

Eine so gesehen besinnliche Adventszeit
wünscht Ihnen Roland Schmierer               <<<

MACHT HOCH DIE TÜR!?

Roland Schmierer, 

Vorstandsmitglied im CDU-Stadtverband
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Aufgrund einer Initiative des baden-würt-
tembergischen Landesvorsitzenden der
griechischen Oppositionspartei Nea Dimo-
kratia (ND), Anastasios Vassiliadis, besuch-
ten Steffen Bilger und eine Delegation der
Deutsch-Griechischen Wirtschaftsvereini-
gung aus Baden Württemberg (DHW), die
griechische Hauptstadt Athen.

Erstes Ziel war die Zentrale der Deutsch-
Griechischen Handelskammer Athen. Di-
rektor Martin Knapp, ein Kenner der Wirt-
schafssituation in Griechenland, setzte sich
für eine Zusammenarbeit zwischen DHW
und der Handelskammer ein und bat um
Unterstützung und Investitionen interes-
sierter deutscher Unternehmen in Grie-
chenland. „Griechenland kann ein Zentrum
für Hochtechnologie  werden, wenn man
die gut ausgebildeten Fachkräfte, das für
erneuerbare Energien beste Bedingungen
bietende Klima und die bestehende Le-
bensqualität berechnet“, sagte Martin
Knapp.

Als Beispiel zeigte ein deutsches High-Tech-
Unternehmen aus Stuttgart, dass „Roboter
sehen lernen". Zwei Drittel der Mitarbeiter
seien derzeit in Athen beschäftigt.

Es folgte ein Treffen mit dem Oppositions-
führer und Präsidenten der Nea Dimokra-
tia, Antonis Samaras, bei dem auch Exem-
plare der letzten Ausgabe des "Treffpunkt"
mit einem Wahlaufruf in griechischer Spra-
che überreicht wurden. Antonis Samaras
informierte Steffen Bilger über den Stand-
punkt der ND bezüglich des Memoran-
dums und die Sparmaßnahmen, den Zu-
stand der Wirtschaft in Griechenland und
er machte Vorschläge zum Ausweg aus der
Krise. Steffen Bilger wies auf die Erwartun-
gen der CDU und der Europäischen Volks-
partei (EVP) an ihre griechische Schwester-
partei hin: "In einer so schweren Krise wie
sie Griechenland zurzeit durchläuft, muss
auch die Opposition ihrer Verantwortung
gerecht werden." Beide betonten, dass ge-
rade jetzt in der aktuellen wirtschaftlichen

Situation Griechenlands Institutionen wie
die DHW ihre echte Sorge um den Fort-
schritt und den Wohlstand Griechenlands
und Europas zeigen und im konstruktiven
Dialog sowohl mit Griechenland als auch
mit Deutschland bleiben sollen. Der Besuch
endete in Haidari, eine Großstadt-Gemein-
de vor Athen. Durch die Einladung von Bür-
germeister Dimitris Maravelias hatte der
Bundestagsabgeordnete die Gelegenheit,
aus der Nähe Aspekte und Probleme mit
Geschäftsleuten und Händlern der Region
auszudiskutieren und vor allem selbst fest-
zustellen, wie eine lokale Gesellschaft in
Griechenland organisiert ist. 

Die Delegationsteilnehmer und ihre grie-
chischen Gesprächspartner waren sich
zum Abschluss einig, dass der Dialog zwi-
schen Griechen und Deutschen wichtig sei,
um Verständnis für die gegenseitigen Posi-
tionen zu entwickeln und um gemeinsam
an der europäischen Zukunft zu bauen.

Anastasios Vassiliadis

Steffen Bilger trifft den griechischen Oppositionsführer

Antonis Samaras (Mitte).

Besuch bei der Deutsch-Griechischen Handelskammer in

Athen.

BESUCH DES LUDWIGSBURGER BUNDESTAGSABGEORDNETEN
STEFFEN BILGER IN ATHEN

In der Diskussion mit der griechischen Schwesterpartei Nea Demokratia Abends unter der Akropolis.
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Einer mittlerweile langen Tradition ent-
sprechend trifft sich einmal im Jahr der po-
litische Nachwuchs der CDU, die Junge
Union (JU), mit Landrat Dr. Rainer Haas,
um Ideen und Standpunkte auszutau-
schen. Der Schwerpunkt des diesjährigen
Gesprächs der Jungen Union im Landrats-
amt lag auf dem Thema Mobilität. „Dieser
Bereich rückt immer stärker in den Blick-
punkt der Bürgerinnen und Bürger. Daher
haben wir uns intensiv mit diesem wichti-
gen Thema auseinandergesetzt“, erklärte
der JU-Kreisvorsitzende Fabian Gramling
die Themenwahl. Mit dem Bundestagsab-
geordneten Steffen Bilger, der Mitglied im
Bundestags-Ausschuss für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung ist, wurde dieses
Thema auch noch aus bundespolitischer
Sicht erläutert. 

Für den Landkreis Ludwigsburg spielt Mo-
bilität eine große Rolle. „Wir sind ein hoch-
verdichteter Landkreis. Daher sind wir dar-
auf angewiesen, dass der öffentliche Per-

sonennahverkehr und der Individualver-
kehr flüssig gehalten wird“, sagte Landrat
Dr. Haas in seiner Einführung. Ludwigs-
burg habe ein gutes Straßennetz. Hier set-
ze man vor allem auf Ausbau statt Neubau.
Allerdings sei die zunehmende Zahl an
Feinstaubzonen und Straßen mit LKW-Ver-
boten eine Herausforderung. „Je mehr sol-
che Zonen und Verbote, desto mehr kon-
zentriert sich der Verkehr auf umliegende
Städte und Orte. Damit lösen wir nicht das
Problem, sondern verschieben es lediglich
zu Gemeinden, welche bisher keine Be-
schränkungen haben“, so Fabian Gramling. 

Auch im Bereich des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs hat Ludwigsburg einiges
zu bieten. So sei beispielsweise die ange-
dachte Stadtbahn von Markgröningen
nach Aldingen ein gutes Zukunftsprojekt.
„Wenn wir die Stadtbahn bekämen, hätten
wir eine absolute ‚Poleposition‘ gegenüber
anderen Landkreisen“, betonte Haas. Er
verwies besonders auf den Faktor der ver-
besserten Pünktlichkeit, der mit der Nut-
zung der Straßenbahn gewährleistet wür-
de. Zudem sei es im Hinblick auf den de-
mografischen Wandel ein wichtiges Pro-
jekt. Durch die immer älter werdende Ge-
sellschaft sei der öffentliche Personennah-
verkehr häufig eine ideale Möglichkeit der
Fortbewegung. 

Auch die Junge Union sieht die hervorra-
genden Chancen des Projekts und spricht
sich seit langer Zeit für die Stadtbahn in
Ludwigsburg aus. „Vor dem Hintergrund

des demografischen Wandels könnte die
Stadtbahn gerade für die Ludwigsburger
Geschäfte in zentraler Lage einen immen-
sen Vorteil bringen. Auswärtige Kunden
können ohne das Parkplatzproblem be-
quem nach Ludwigsburg zum Einkaufen
kommen“, stellt der Kreisvorsitzende der
Jungen Union fest. „Das bringt auch sehr
viele Vorteile für den Landkreis mit sich,
macht ihn attraktiver und wertet diesen
auf.“ Allerdings müssten die technischen
Voraussetzungen dafür noch geschaffen
werden. 

Nicht nur die Stadtbahn bot Gesprächs-
stoff für das Treffen. Die Junge Union hak-
te auch beim Thema Strohgäubahn nach.
Laut Landrat Dr. Haas gebe es hier erfreu-
liche Meldungen. Man habe bereits einen
finanziellen Puffer erarbeitet. Damit wer-
de eventuell das eingeplante Geld für die-
ses Projekt überhaupt nicht benötigt. „Der
Jungen Union ist das Thema Strohgäubahn
schon seit langem ein großes Anliegen.
Deshalb freuen wir uns, dass die Vorberei-
tungen gut vorangehen“, so Gramling.

Der Ludwigsburger Bundestagsabgeord-
nete und JU-Landesvorsitzende Steffen
Bilger war in den letzten Wochen in Sa-
chen Mobilität in besonderer Weise unter-
wegs. Eine Woche wurde ihm für seine
Sommertour ein Elektroauto zur Verfü-
gung gestellt. „Es gibt bereits tolle Ent-
wicklungen bei den Elektrofahrzeugen,
aber der Bereich muss in den kommenden
Jahren noch weiter ausgebaut werden“,
fasst Steffen Bilger seine Erfahrungen
nach der Testwoche mit dem Elektroauto
zusammen. Mehr Informationen über die
Junge Union gibt es unter www.ju-lb.de. 

Julia Strunk

Steffen Bilger MdB mit Vertretern der Jungen Union im

Landratsamt Ludwigsburg zu Gast bei Landrat Dr. Rai-

ner Haas

JUNGE UNION ZU GAST IM KREISHAUS
Thema Mobilität im Fokus des Gespräches mit Landrat Haas und 
dem Ludwigsburger Bundestagsabgeordneten Steffen Bilger 
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Der Landesvorsitzende der Jungen Union
Baden-Württemberg, Steffen Bilger MdB,
sprach bei einer Gemeinschaftsveranstal-
tung der Jungen Union Stuttgart, Esslingen
und Ludwigsburg über das Zukunftspro-
jekt Stuttgart 21. Steffen Bilger, der neue
CDU-Bezirksvorsitzende, zeigte noch ein-
mal auf, wie wichtig das Zukunftsprojekt
Stuttgart 21 für die Landeshauptstadt und
ganz Baden-Württemberg ist. "Stuttgart 21
ist eine Jahrhundertchance in punkto Ver-
kehrsverbesserung, Wirtschaftsstärkung,
Arbeitsplätze und Steuermehreinnahmen.

Das haben die Menschen in Baden-Würt-
temberg verstanden und sprechen sich in
allen Umfragen mehrheitlich dafür aus.
Jetzt die Debatte nach der Befriedung
durch die Schlichtung immer noch weiter
anzuheizen ist definitiv der falsche Weg.
Stuttgart 21 wird kommen – und darauf
freue ich mich", so Steffen Bilger. In der
Diskussion ging es auch um immer wieder
hochkommende Zwistigkeiten innerhalb
der grün-roten Landesregierung und de-
ren Verkehrsminister Winfried Hermann.
"Hermann lässt keine Gelegenheit aus, um

gegen das auf allen Ebenen legitimierte
Projekt zu stänkern. Er lässt nichts unver-
sucht, um Stuttgart 21 scheitern zu lassen.
Es wird ihm aber nicht gelingen", ist sich
Bilger sicher.Breiten Raum nahm die De-
batte ein wie die Volksabstimmung am 27.
November 2011 zu Stuttgart 21 gewonnen
werden kann. "Jetzt gilt es, unsere Unter-
stützer zu mobilisieren und die Mehrheit
in den Umfragen auch an die Urnen zu be-
kommen“, so der Kreisvorsitzende der JU
Ludwigsburg, Fabian Gramling, abschlie-
ßend.                                                                 <<<

Bereits im März vergangenen Jahres hat
sich der Ludwigsburger JU-Kreisverband für
den Bau des Windrads in Ingersheim ausge-
sprochen. Noch immer gibt es gegen die Er-
richtung eine Menge Widerstand. Dabei
setzt die neue Landesregierung verstärkt
auf alternative Energien und hat angekün-
digt, die Windenergie von 0,8 auf zehn Pro-
zent auszubauen. „Die Junge Union hat be-
reits vergangenes Jahr die große Chance
der Errichtung des Windrads in Ingersheim
erkannt und sich dafür eingesetzt“, sagte
der Kreisvorsitzende Fabian Gramling.

Bisher sind einige der Anwohner gegen
das Projekt, obwohl der Standort des
Windrads unter Berücksichtigung aller Be-
lange ausgewählt worden ist. „Natürlich
müssen die Ängste der Bevölkerung und
Anwohner beachtet werden. Es ist wichtig,

hier sachlich weiter zu diskutieren“, so der
Gebietsvorsitzende der JU Stromberg-
Nekkar, Achim Schober, welcher sich auch
als Stadtrat in Besigheim für die Wind-
kraftanlage stark gemacht hat. 

Verwundert zeigen sich die Jungunioni-
sten, dass sich die Stiftung Nature Life In-
ternational, an deren Spitze der Chef der
Umweltakademie Baden-Württemberg,
Claus-Peter Hutter aus Benningen steht,
gegen den Bau ausgesprochen hat. Ebenso
unverständlich ist, dass sich die Vorsitzen-
den der BUND-Ortsverbände von Ingers-
heim und Freiberg, Wolfgang Huber und
Conrad Fink, gegen das Projekt ausspre-
chen. „Das Skurrile daran ist, dass sich so-
wohl der Landes- als auch der Kreisver-
band des BUND für das Windkraftwerk
ausgesprochen haben – die Ortsverbände

aber dagegen. Die Verbände sollten sich
endlich einigen, für was sie eigentlich ste-
hen. Man kann nicht ständig für Windkraft
plädieren und wenn es darauf ankommt,
dagegen sein“, hob Gramling hervor. 

Die CDU wurde in der vergangenen Zeit
dargestellt, als renne sie der Atomlobby
hinterher. „Das Projekt in Ingersheim zeigt
doch, dass sich die CDU und insbesondere
auch die Junge Union für alternative Ener-
gien einsetzen. Blockieren tun das, wie so
häufig, mal wieder andere“, betonte der
Kreisvorsitzende. Es müsse nun endlich
auch eine Genehmigung für den Betrieb
der Windkraftanlage ausgesprochen wer-
den. Noch ist unklar, wann das zuständige
Regierungspräsidium in Stuttgart darüber
entscheidet. 

Julia Strunk

JU’ler auf einer ProS21-Kundgebung.

"STUTTGART 21 IST EINE JAHRHUNDERTCHANCE"

JUNGE UNION WEITERHIN FÜR WINDRAD IN INGERSHEIM
Grün-Rote Regierung weitet Windkraft auf zehn Prozent aus
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Die aktuelle Krise Europas als Herausforde-
rung für die CDU diskutierten Top-Politiker
und Experten bei einer Veranstaltung der
Sektion Ludwigsburg der CDU-Mittel-
standsvereinigung MIT. Dr. Erwin Teufel, bis
2005 Ministerpräsident des Landes Baden-
Württemberg, rief die über 250 Gäste dazu
auf, sich für Europa stark zu machen: „Das
Vertrauen muss wiedergewonnen werden.“

Der Ministerpräsident a. D. hatte kürzlich
beim Thema Finanz- und Eurokrise
mit Kritik an der aktuellen Regierung
für Aufsehen gesorgt. Im Ordenssaal
des Residenzschlosses Ludwigsburg
forderte er seine Parteikollegen auf,
sich wieder an den traditionellen
Werten der Christdemokraten zu ori-
entieren: Dem Christentum und dem
Bekenntnis zur sozialen Marktwirt-
schaft. Diese sei nach wie vor das „ef-
fizienteste Wirtschaftssystem“, ver-
binde Wettbewerb mit sozialer Ge-
rechtigkeit. „Wer wetten will, muss in
die Spielbank“, kritisierte Teufel,
„nicht in eine normale Bank“. Es dürfe
nicht passieren, dass ein einzelner
Mitarbeiter einer Schweizer Groß-
bank zwei Milliarden Euro verzocken
könne. „Wir brauchen einen Ord-
nungsrahmen und eine Werteorien-
tierung“, forderte er. Laut Teufel ist es
Aufgabe der CDU, das Vertrauen in
Europa bei den Bürgern wieder her-
zustellen – auch das Vertrauen in die
CDU. Es gelte, Europa wieder vom
Kopf auf die Füße zu stellen. Der Mi-
nisterpräsident a. D. hatte bereits zu-

vor einen Schuldenschnitt für überschulde-
te Euroländer sowie die konsequente Wie-
dereinführung der Stabilitätskriterien und
der Unabhängigkeit der Europäischen Zen-
tralbank gefordert.

Merkel nicht für 
alles verantwortlich

Der Politologe und Kanzlerinnen-Biograf,
Prof. Dr. Gerd Langguth, sah sich ange-

sichts von Erwin Teufels Kritik aufgefor-
dert, Angela Merkel zu verteidigen. Sie sei
nun einmal „nicht für alles verantwort-
lich“. Die größten Fehler seien nicht in den
vergangenen zwei Jahren gemacht wor-
den, so hätte Griechenland nie in die EU
aufgenommen werden dürfen. Langguth
sieht die CDU als einzige verbliebene
Volkspartei in Deutschland, deren größtes
Problem die Überalterung sei. In der Partei
werde eher zu wenig diskutiert als zu viel,

das sei auch ein Problem der Partei-
vorsitzenden. Ihr falle es schwer, die
CDU klar zu positionieren. Dabei sei
der Markenkern der CDU doch un-
verändert: Treue zur NATO, innere
und äußere Sicherheit, Bekenntnis
zur Kirche und Unterstützung für
den Mittelstand.

Grundsätze nicht 
in Frage stellen

Gerade solche Grundsätze sollten
nicht in Frage gestellt werden, so
auch der dritte Redner des Abends.
Dr. Josef Schlarmann, Bundesvorsit-
zender der MIT. Er sieht die größte
Gefahr in der aktuellen Krise darin,
dass die soziale Marktwirtschaft in
Frage gestellt werde. „Der Staat darf
sich nicht um alles kümmern. Er wird
sonst zum Spielball der Interessens-
gruppen“, sagte Schlarmann. Das
Problem der CDU sei, dass sie derzeit
den politischen Schaden dafür tragen
müsse, dass viele Staaten über ihre
Verhältnisse gelebt hätten.

Dr. Erwin Teufel.                          (Fotos Gerhard Baumann)

V.l.n.r. Prof. Dr. Gerd Langguth, Dr. Erwin Teufel, Dr. Josef

Schlarmann, und Dr. Georg Zinger.

VERTRAUEN IN EUROPA ZURÜCKGEWINNEN
Dr. Erwin Teufel bei der MIT Ludwigsburg
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Mit einem klassischen Fehlstart setzt die
grün-rote Landesregierung die finanzielle
Solidität des baden-württembergischen
Haushalts aufs Spiel und könnte die Spit-
zenposition des Landes im Bereich Bildung
verspielen. Darauf hat der CDU-Landtags-
abgeordnete Klaus Herrmann hingewie-
sen.

Herrmann war zu Gast auf der Vorstands-
sitzung der CDU-Mittelstandsvereinigung,
Sektion Ludwigsburg. Dabei stellte der Ab-
geordnete zum Thema „100 Tage Grün-
Rot“ fest, dass die Koalition bislang nicht
aus den Startlöchern gekommen sei. Es
seien überhaupt nur zwei Punkte auf den
Weg gebracht worden: das Ausstiegsge-
setz für Stuttgart 21 und ein Nachtrags-
haushalt, der, so Herrmann, angesichts der
Steuermehreinnahmen in Höhe von gut ei-
ner Milliarde Euro nicht zulässig sei.

Der CDU-Finanzexperte kritisierte vor al-
lem die Schaffung neuer Personalstellen in
den Ministerien durch die Koalition. 180
neue Stellen, davon alleine 59 im Verkehrs-
ministerium – „Baden-Württemberg war in
den letzten 60 Jahren kein solcher Selbstbe-
dienungsladen“, sagte Herrmann. Alleine
durch die neuen Stellen entstünden Kosten
in Höhe von 20 Millionen Euro pro Jahr.

Bildung: Spitzenplatz in Gefahr

Die von Grün-Rot geplanten Maßnahmen
im Bildungsbereich gefährden nach An-
sicht von Herrmann den Spitzenplatz des
Landes: „Durch die Zusammenlegung von
Haupt- und Realschulen wird Baden-Würt-
temberg auf Mittelmaß zurückfallen.“ Zu-
dem hätten die privat geführten Schulen
künftig weniger Geld zur Verfügung, weil
Grün-Rot reine Klientelpolitik betreibe.
Studiengebühren würden abgeschafft, ein
überdimensioniertes Integrationsministe-
rium geschaffen und auf der anderen Seite
ausgerechnet im Schulsystem gespart. Das
sei nichts anders als dreiste Günstlings-
wirtschaft.

Lehren aus der Landtagswahl

Mit Fakten wie diesen soll die CDU nach
Wunsch des MIT-Vorstands punkten. Die
Sektion Ludwigsburg sprach sich des Weite-
ren dafür aus, die Themen „Kinderland Ba-
den-Württemberg“ sowie den enormen Bei-
trag Baden-Württembergs zum Länderfi-
nanzausgleich im Wahlkampf zu besetzen.

Die MIT-Mitglieder diskutierten mit Klaus
Herrmann über strategische Lehren aus
der Landtagswahl. „Die CDU muss lernen,

besser und über neue Kanäle zu kommuni-
zieren“, empfiehlt Herrmann. Meinung
werde auch in Bürgerinitiativen, über Soci-
al-Media-Kanäle und per Leserbrief ge-
macht. Zudem gelte es, eine Sprache zu
sprechen, die der Bürger verstehe.

Dr. Georg Zinger, Vorstandsvorsitzender
der MIT, wies daraufhin, dass die gute
CDU-Politik im Land von der schlechten
Arbeit der Partei auf Bundesebene über-
schattet werde. Das gelte für die Bildungs-
politik oder die Abschaffung der Bundes-
wehr, insbesondere aber für die Werteba-
sis der Partei. „Wer denkt noch an die Fa-
milien, die Grundwerte weitergeben“,
fragte Zinger und erntete damit auch Zu-
stimmung beim Landtagsabgeordneten.
Die CDU müsse sich auf ihre Werte besin-
nen und dennoch eine moderne Marke
werden, so Klaus Herrmann. In diesem Zu-
sammenhang sei auch ein Generationen-
wechsel zuzulassen. Dieser könne durch
junge, erfolgreiche Bundestagsabgeordne-
te wie Steffen Bilger aus Ludwigsburg ein-
geleitet werden. Mit einem Verzicht auf
Werteorientierung und konstruktiver Mar-
kenarbeit gefährde die CDU dagegen ihre
Erfolgsaussichten bei der nächsten Bun-
destagswahl.

Gerhard Baumann

V.l.n.r. Prof. Dr. Gerd Langguth, Dr. Erwin Teufel, Dr. Josef

Schlarmann, und Dr. Georg Zinger.

Gäste der Veranstaltung.

GRÜN-ROTER FEHLSTART GEFÄHRDET ZUKUNFT DES LANDES
Klaus Herrmann bei der MIT Ludwigsburg

In der abschließenden Diskussion nannte
Dr. Georg Zinger, Vorsitzender des MIT-
Kreisverbandes Ludwigsburg, eine Reihe
von CDU-Politikern, die sich beruflich ver-
ändert hätten – angefangen von Friedrich

Merz bis zu Roland Koch und Horst Köhler.
Er verband diese Auflistung mit der Frage,
ob diese Häufung ein Zufall sein könne. Dr.
Langguth nahm dies erneut zum Anlass,
Angela Merkel zu verteidigen: Man dürfe

nicht gleich beleidigt sein, wenn sie einen
nicht um Rat frage – sie frage generell nur
wenige um Rat.

Gerhard Baumann
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Der Hauptversammlung vorgeschaltet war
getreu dem Motto „Lebenslanges Lernen“
ein Stadtrundgang durch das reizvolle Be-
sigheim, geführt von der ehemaligen Be-
sigheimer Stadträtin Margot Berger, die
fundiert das mittelalterliche Leben in Be-
sigheim erklärte.

Zur Durchführung der Versammlung konn-
te der Kreisvorsitzende der Jungen Union
Ludwigsburg, Fabian Gramling, gewonnen
werden. Er leitete souverän und zügig die
Wahlen, bei der die Kreisvorsitzende der
Frauen Union der CDU Ludwigburg, Elke
Kreiser, Stadt- und Regionalrätin aus Lud-
wigsburg, erneut in ihrem Amt bestätigt
wurde. 

Beim Vortrag ihres Rechenschaftsberich-
tes, bei welchem sie auf die Aktivitäten der
vergangen Jahre einging und sich für die
Mitarbeit der Vorstandsmitglieder be-
dankte, die alle maßgeblich zum Erfolg
beigetragen haben, verwies sie auf ein
breites Angebot an informativen, politi-
schen und kulturellen Veranstaltungen so-
wie sozialem Engagement.

Elke Kreiser erklärte: "Wir setzen auch in
den kommenden Jahren auf die Kernthe-
men Gleichstellung, Familie und Bildung“.
Gerade die Bildung und Betreuung von
Kindern sei eine Investition in die Zukunft.
Die Erzieherinnen müssten besser für ihre
neuen Aufgaben qualifiziert werden. Nach
der notwendigen Debatte über die Quanti-

tät der Betreuungsangebote müsse es
auch um die Qualität gehen. Elke Kreiser
betonte im Hinblick auf die Bildungspoli-
tik, dass man bestehende gute Positionen
weiterentwickeln und gesellschaftliche
Veränderungen aufnehmen müsse, die
Orientierung an der Lebenswirklichkeit er-
fordere dies.

Die Programmatik für die kommenden Jah-
re steht unter dem Motto: “Lebenslanges
Lernen.“ Eröffnet wurde dieses Programm
mit einem Vortrag von Karl Wisskirchen,
dem Leitenden Schulamtsdirektor a.D.
zum Thema „Neue Wege in der Bildungs-
politik“. Er ging dabei auf den Leitantrag
„Bildungsrepublik“ des Bundesvorstandes
der CDU Deutschlands ein, der am 14. und
15. November 2011 beim Bundesparteitag
in Leipzig behandelt wird. Dieser Leitan-
trag wurde durchaus differenziert gesehen
und sorgte für eine angeregte Diskussion.

Bei den weiteren Wahlen zum Kreisvor-
stand wählten die Mitglieder Dr. Gabriele
Störring aus Münchingen und Ingeborg
Choeb aus Ludwigsburg zu den stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Frauen Union. 

Heiderose Henssler-Wolf aus Ludwigsburg
wurde neu ins Amt der Schatzmeisterin
gewählt und löst damit Ellen Waters ab,
die dieses Amt 20 Jahre ausgeübt hat und
nicht mehr kandidierte. Ellen Waters zollte
man herzlichen Dank, sie führte die Kasse
der Frauen Union über viele Jahre hinweg

so zuverlässig und setzte sich mit viel En-
gagement für die Belange der Frauen ein. 

Das Amt der Internetbeauftragen über-
nimmt Britta Steinmetz, CDU-Ortsvorsit-
zende in Pleidelsheim, die Pressearbeit
übernimmt zukünftig Noa Jordan aus Lud-
wigsburg. Als Schriftführerin wurde Sabine
Hoffmann gewählt.

Beisitzerinnen sind:
Ingrid Beckmann (Ludwigsburg), Désirée
Holl (Affalterbach), Monika Kirchner
(Hemmingen), Edith Scheifele (Besig-
heim), Bärbel Seil (Ludwigsburg), Erika
Stahl (Marbach), Elke Völkel (Kornwest-
heim), Bettina Weidenbach (Großbottwar)
und Kerstin Zielosko-Labonte (Ludwigs-
burg).

Der JU-Vorsitzende Fabian Gramling wies
nach einer harmonisch verlaufenen Haupt-
versammlung nochmals auf die traditionell
gute Zusammenarbeit zwischen der Jun-
gen Union und der Frauen Union hin, die
auch in der Zukunft von beiden Vereini-
gungen fortgeführt wird.                            <<<

Stadtrundgang durch das reizvolle Besigheim.

Der neue Vorstand der Frauen Union.

VORSTAND DER CDU FRAUEN UNION 
KREISVERBAND LUDWIGSBURG NEU GEWÄHLT
Hauptversammlung der Frauen Union in Besigheim 



AUS DEN VEREINIGUNGEN

www.cdu-ludwigsburg.de Treffpunkt November 2011 25

Bundesdelegiertentag in
Wiesbaden am 22./23.10.2011 

Neuwahlen zum Bundesvorstand 

Die Vorsitzende der Frauen Union der
CDU Deutschlands, Prof. Maria Böhmer
MdB, Staatsministerin im Kanzleramt,
wurde mit 86 Prozent erneut im Amt be-
stätigt. Maria Böhmer führt die Frauen
Union seit zehn Jahren erfolgreich an. 

Bei den weiteren Wahlen wurden alle ba-
den-württembergischen Kandidatinnen in
den Bundesvorstand gewählt: Als eine von
fünf stellvertretenden Vorsitzenden die
parlamentarische Staatssekretärin und
Vorsitzende der FU Baden-Württemberg,
Annette Widmann-Mauz MdB, zur neuen
Schatzmeisterin wählten die Delegierten
mit mehr als 95 Prozent die frühere Lud-
wigsburger Bürgermeisterin, Dr. Gisela
Meister-Scheufelen. Als Beisitzerinnen
wurden Monika Bormann, Rottenburg,
und Roswitha Schenk, Fellbach, wiederge-
wählt.

Die Rede der CDU-Vorsitzenden, Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel, war ein Höhe-
punkt am ersten Tag des Bundesdelegier-
tentages der Frauen Union. 

Leitantrag: 
„Frauen schaffen Perspektiven“

Nach der Einführung in den Leitantrag
„Frauen schaffen Perspektiven. Faire Rah-
menbedingungen – Gleiche Chancen –
Gleicher Lohn“ durch die Landesvorsitzen-

de der FU Nordrhein-Westfalen, Ingrid
Fischbach, setzte der 29. Bundesdelegier-
tentag seine Beratungen mit Expertinnen
und Experten über Frauen am Arbeits-
markt fort.

Landesdelegiertentag der 
FU Baden-Württemberg 
in Rottweil am 17.09.2011 
Neuwahlen zum Landesvorstand

Der diesjährige FU-Landesdelegiertentag
fand unter dem Titel "Frauen in Führungs-
positionen – Einsame Spitze?!" statt. In ih-
rer Eröffnungsrede sagte die FU-Landes-
vorsitzende und parlamentarische Staats-
sekretärin im Bundes-Gesundheitsmini-
sterium, Annette Widmann-Mauz MdB:
"Mehr Frauen sind ein Gewinn. Gemischte
Teams erzielen vor allem bessere Ergebnis-
se." Sie zeichnete darin die Debatte und
Entwicklungen der letzten Monate diffe-
renziert nach. Nach zehn Jahren erfolglo-
ser Selbstverpflichtung der deutschen
Wirtschaft sei es jetzt an der Zeit, verbind-
liche gesetzliche Vorgaben für die Vertre-
tung von Frauen in Vorstands- und Auf-
sichtsräten von Aktiengesellschaften zu
schaffen. Dies sei nicht nur eine Frage ge-
sellschaftlicher Gerechtigkeit und des de-
mokratischen Repräsentationsprinzips,
sondern auch eine Frage des wirtschaftli-
chen Erfolgs. 

Weiter warb sie für eine breitere Debatte:
"Mehr Frauen in Führungspositionen ist
keine Forderung, lediglich eine statistische
Zahl nach oben zu treiben, sondern die

Forderung nach einem Umdenken und der
nachhaltigen Umgestaltung unserer Ar-
beitskultur und Arbeitswelt."

Mit 94 Prozent der Stimmen wurde die
neue und alte Landesvorsitzende, Annette
Widmann-Mauz MdB, unter viel Beifall in
ihrem Amt bestätigt.

Resolution: „Frauen in der Arbeitswelt“

Ehrengast und Hauptrednerin war die
neue Ministerpräsidentin des Saarlandes
und stellvertretende FU-Bundesvorsitzen-
de, Annegret Kramp-Karrenbauer MdL. Sie
sprach sich deutlich für die Umsetzung ei-
ner Frauenquote aus und wies symbolisch
auf "gläserne Decken" und "helfende Krük-
ken" und damit auf die fehlenden Auf-
stiegschancen erwerbstätiger Frauen und
die Notwendigkeit konkreter gesetzlicher
Vorgaben hin. Der CDU-Landesvorsitzen-
de, Thomas Strobl MdB, wies in seinem
Grußwort auf den Nachholbedarf der ba-
den-württembergischen CDU bei frauen-
politischen Themen hin. Der Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volker
Kauder MdB, betonte die Notwendigkeit
gezielter Frauenförderung. Einen wichti-
gen Beitrag hierzu will die Europäische
Union leisten: Die Vizepräsidentin der Eu-
ropäischen Kommission, Justizkommissa-
rin Dr. Viviane Reding, kündigte in einer
Videobotschaft an die Delegierten die Um-
setzung eines ambitionierten Maßnah-
menplans zur Gleichstellung bis 2015 an. 

Mit der einstimmigen Verabschiedung der
Resolution ‚Frauen in der Arbeitswelt‘ leg-
ten die Delegierten der FU Baden-Würt-
temberg auch im Land das Fundament für
die politische Arbeit im neuen Jahr.

Delegierte auf dem Bundesdelegiertentag (v.l.): Ingeborg

Choeb (LB), Marieluise Bethke (HN), Elke Staubach (BB)

DELEGIERTENTAGE DER FRAUEN UNION 
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Bezirksdelegiertentag der FU
Nordwürttemberg in Schwä-
bisch Hall am 02.07.2011 
Neuwahlen zum Bezirksvorstand 

Beim Bezirksdelegiertentag der FU nahmen
die Neuwahlen des Vorstands breiten Raum
ein. Zur neuen Vorsitzenden wurde Susan-
ne Wetterich, Kommunikationsexpertin aus
Stuttgart, mit großer Mehrheit gewählt. Sie
löst Andrea Krueger, Stuttgart, die der FU
Nordwürttemberg 16 Jahre vorstand und
nicht mehr kandidierte, ab. Die Delegierten
dankten Andrea Krueger mit „standig ovati-
ons“ für ihren Einsatz und
wählten sie einstimmig zur
Ehrenvorsitzenden der FU
Nordwürttemberg. 

Die neu gewählte Vorsit-
zende, Susanne Wetterich,
sieht ihre Aufgabe vor al-
lem darin zu erreichen,
dass die CDU die Frauen
aller Altersschichten in un-
serem Land besser an-
spricht. Schwerpunkte will
sie in den Gebieten Bil-
dung, Soziales, Gesund-
heit und Frauen in Füh-
rungspositionen setzen.
Noch immer seien die Aus-
wirkungen des demogra-
phischen Wandels in der
Politik viel zu wenig ange-
kommen. Gerade hier sei-
en die Frauen gefragt,
Konzepte zu entwickeln
und nach vorne zu denken.
„Zu einer modernen CDU
gehört, dass Frauen in der

CDU auf allen Ebenen sichtbar sind und
Schlüsselpositionen einnehmen“, sagte sie
und forderte auf allen Ebenen einen Frau-
en-Anteil von mindestens 30 Prozent. Bei
den weiteren Wahlen wurde Ingeborg Cho-
eb, stv. Vorsitzende der FU KV Ludwigs-
burg, mit bester Stimmenzahl aller Beisitze-
rinnen erneut in den Bezirksvorstand ge-
wählt.

Thema: „Quo vadis CDU?“

Zum zentralen Thema des Bezirksdelegier-
tentages „Quo vadis CDU“ mit ausführli-
cher Analyse des Ausgangs der Landtags-

wahl referierte Peter Hauk MdL, Vorsitzen-
der der CDU-Landtagsfraktion, und beton-
te, die zukünftige Entwicklung hänge davon
ab, ob die vielseitig betriebenen Analysen
und die daraus gewonnenen Erkenntnisse
in Bezug auf den Verlust der Regierungs-
mehrheit zu entsprechenden Konsequen-
zen führen und ob diese dann auch umge-
setzt werden. Ein gemeinsamer Diskurs sei
unumgänglich, um das Vertrauen der Basis
zur CDU zurückzugewinnen, so Hauk. Die
neue Herausforderung als Oppositionspar-
tei solle gemeinsam positiv und konstruktiv
angenommen werden. Peter Hauk sagte
weiter, es komme darauf an, dass die CDU

eigene Positionen manife-
stiere. Er sah in diesem Zu-
sammenhang die jüngsten
Entscheidungen der Bun-
des-CDU kritisch. Der
ständige Wechsel von Po-
sitionen, wie Energiewen-
de und Bildungspolitik, sei
für die Basis nicht mehr
nachvollziehbar.

Annette Widmann-Mauz,
FU-Landesvorsitzende un-
terstrich in ihrem Gruß-
wort, dass in der Vielfalt
die Kraft stecke und for-
derte die Delegierten auf,
den bereits eingeschlage-
nen Weg weiterzugehen.
Viele durch Frauen einge-
brachte Änderungen und
Positionen orientierten
sich an der Lebenswirklich-
keit und vermitteln somit
praxisnahe Umsetzungs-
vorschläge. 

Ingeborg Choeb

Die Ludwigsburger Delegierten beim Bezirksdelegierten-

tag (v.l.): Elke Völkel, Dr. Gabriele Störring, Ingrid Beck-

mann, Ingeborg Choeb, Monika Kirchner.
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An der Hochschule für öffentliche Verwal-
tung und Finanzen (HVF) Ludwigsburg
werden Nachwuchskräfte für das gehobe-
ne nichttechnische Management der öf-
fentlichen Verwaltung ausgebildet. Neben
73 Professorinnen und Professoren und
über 400 Lehrbeauftragten gehen täglich
ca. 1.500 Studierende ein und aus. In den
beiden Fakultäten Management und Recht
sowie Steuer- und Wirtschaftsrecht wer-
den vier Bachelor- und zwei Masterstudi-
engänge angeboten. Die Studiengänge
weisen eine geringe Abbrecher- und eine

hohe Erfolgsquote auf.  Charakteristisch
ist der Wechsel zwischen Studien an der
Hochschule und Fachpraktika in den Be-
hörden der Landes- und Kommunalverwal-
tungen. 

Die Studierenden werden in kleinen Lern-
gruppen intensiv betreut. Zulassungsvor-
aussetzung für das Bachelorstudium ist
die Fachhochschulreife. Außerdem bietet
die Hochschule den Vollzeit-Masterstudi-
engang Europäisches Verwaltungsmana-
gement an, der eine Karriere im höheren

Dienst eröffnet. Der berufsbegleitende
Masterstudiengang Public Management
richtet sich an Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der öffentlichen Verwaltung, die
eine Führungsposition anstreben. Falls Sie
Interesse über die einzelnen Studiengänge
an der HVF Ludwigsburg haben, so schau-
en Sie doch einfach mal unter www.hs-lud-
wigsburg.de nach. Dort wird Ihnen jeder
Studiengang und die möglichen Karrieren
in der Verwaltung genau vorgestellt. 

Ferdinand Truffner

Ferdinand Truffner bleibt Vorsitzender der
Hochschulgruppe des RCDS Ludwigsburg.
Seit gut einem Jahr war Truffner als Vorsit-
zender tätig. In seinem Rechenschaftsbe-
richt verwies er auf die schlechte Mitglie-
derlage an der HVF und PH Ludwigsburg.
Zwar gebe es zahlreiche JU-ler und auch
CDU-ler an der Hochschule für öffentliche
Verwaltung und Finanzen, diese seien aber
aus allen Teilen Baden-Württembergs und
dort in ihren Kreis- und Ortsverbänden
stark integriert und eingebunden, und ha-
ben nicht das Interesse, in Ludwigsburg ak-
tiv zu werden. 

Neue Mitglieder durch gezielte Aktionen
zu gewinnen, hat leider nicht zum ge-

wünschten Erfolg geführt. Dagegen waren
Stammtisch-Gespräche mit Steffen Bilger
MdB, Landesausschusssitzungen, Flyerak-
tionen und Besuche bei politischen Veran-
staltungen an den Hochschulen vom RCDS
Ludwigsburg mit Engagement und Herz-
blut organisiert und durchgeführt.

Die Studierenden an der HVF Ludwigsburg
sind sehr stark in der Praxis eingebunden
und so findet halbjährlich ein Wechsel mit
Studierenden in die theoretische Phase an
der Hochschule statt. 

Auch der alte und neue Vorsitzende Ferdi-
nand Truffner wird nun die nächsten 14
Monate in der Praxis, wie die Stadtwerke

Rottenburg am Neckar, den Bundestag in
Berlin oder das Regierungspräsidium Tü-
bingen verbringen und weniger in Lud-
wigsburg verweilen. Diesen Drahtseilakt
gehört es nun richtig auszubalancieren. 

Ferdinand Truffner, 22-jähriger Stadtrat in
der Römer- und Bischofsstadt Rottenburg
am Neckar und dort stellvertretender
CDU-Vorsitzender, hat es sich auch wäh-
rend der Praxiszeit zum Ziel gesetzt, Stu-
dentinnen und Studenten an der HVF und
PH Ludwigsburg zu motivieren, mitzuge-
stalten. Die Vorstandschaft des RCDS Lud-
wigsburg kann erst zu einem späteren
Zeitpunkt aufgrund der mangelnden Mit-
gliederzahl gewählt werden.                     <<<

DIE HOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHE VERWALTUNG 
UND FINANZEN LUDWIGSBURG STELLT SICH VOR

TRUFFNER BLEIBT VORSITZENDER DES RCDS LUDWIGSBURG

Ferdinand Truffner, Vorsitzender des RCDS Ludwigsburg
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Unter diesen Vorzeichen stand der diesjäh-
rige Rechtspolitische Fachkongress des
LACDJ in Bad Krozingen, der sowohl inhalt-
lich als auch konzeptionell weit über das
Thema Stuttgart 21 hinausging. Es darf nicht
vergessen werden, dass es sich bei Stutt-
gart 21 immer noch, auch wenn die Gegner
des Projekts gerne den gegenteiligen Ein-
druck zu vermitteln versuchen, um ein Ein-
zelvorhaben handelt. Demgemäß diskutier-
te der LACDJ mit hochkarätigen Referen-
ten, wie und in welchem Umfang in Zukunft
ein Mehr an Bürgerbeteiligung in unserer
Demokratie erreicht werden kann und wel-
che Aufgabe dabei der Rechtspolitik zu-
kommt. 

Bundesverfassungsgerichtspräsident a.
D. Papier: Zunehmender stimmungsde-
mokratischer Aktionismus

Der ehemalige Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Prof. em. Dr. Dres. h.c. Hans-
Jürgen Papier wies in seinem Referat mit
dem Thema „Mehr direkte Demokratie?“
zunächst darauf hin, dass sich die repräsen-
tativ-parlamentarische Demokratie in

Deutschland grundsätzlich bewährt habe.
Die Implementierung von weiteren Elemen-
ten unmittelbarer Demokratie könne daher
kein Ersatz für die repräsentative Demokra-
tie sein, sondern allenfalls eine Ergänzung,
zumal der erforderliche Schutz der Mehr-
heitsmeinung in der pluralistischen Demo-
kratie nicht durch die erfahrungsgemäß ge-
ringe Bürgerbeteiligung bei Volksabstim-
mungen unterlaufen werden dürfe. Auch
müsse berücksichtigt werden, dass die Ge-
setzesarbeit ab einer gewissen Größenord-
nung alleine von den Parlamenten bewäl-
tigt werden könne. Bleibe dies außer Be-
tracht, komme es zu einer Schwächung der
Demokratie, ohne dass dem ein Mehrwert
durch direktdemokratische Elemente ge-
genüberstehe. 

Vor diesem Hintergrund befürworte er die
Erweiterung des Gesetzesinitiativrechts da-
hingehend, dass ein Zusammenschluss von
Bürgern die Möglichkeit bekommen solle,
das Parlament zu veranlassen, sich mit ei-
ner Gesetzesvorlage respektive mit einem
Regelungsvorschlag auseinander zu setzen
(Bürgerbeteiligung durch ein „Recht des
Anstoßes“). Der eigentliche Gesetzesbe-
schluss müsse aber beim Parlament verblei-
ben. 

Prof. Papier rief in Erinnerung, dass eine
Überhöhung plebiszitärer Beteiligungsfor-
men zu unerwünschten populistischen Aus-
wüchsen führen könne. Auch bestehe die
Gefahr einer Vermischung von allgemein-
wohlorientiertem Sachverstand mit bloßen
Partikularinteressen. Er beklagte in diesem

Zusammenhang die bereits bestehende
Kurzatmigkeit der Politik sowie die zuneh-
mende Dominanz eines stimmungsdemo-
kratischen Aktionismus und forderte mehr
Distanz gegenüber der Mediengesellschaft.
Ansonsten werde der Ansehensverfall der
Politik bzw. der Vertrauensverlust gegen-
über der Parteiendemokratie weiter wach-
sen. Die Beschlüsse des LACDJ gingen da-
her in die richtige Richtung. 

Fraktionsvorsitzender Hauk: Die intensiv-
ste und gerechteste Form der Bürgerbe-
teiligung ist die Arbeit der gewählten Ab-
geordneten

Der Vorsitzende der CDU-Landtagsfrakti-
on, Peter Hauk MdL, zeichnete in seinem
Beitrag „Demokratie auf neuen Wegen?“
die Entwicklung des gesamten S21-Vorha-
bens nach. Im Hinblick auf den langen,
mehr als ein Jahrzehnt dauernden Pla-
nungsprozess – in dem eine Vielzahl von
Bürgereinwänden berücksichtigt und abge-
wogen worden seien – mit unzähligen, nach
demokratischen Grundsätzen zustande ge-
kommenen Gremienentscheidungen auf al-
len politischen Ebenen und den bestätigen-
den gerichtlichen Entscheidungen könne
mitnichten von einem grundsätzlichen Bür-
gerbeteiligungsdefizit gesprochen werden. 

Es komme hinzu, dass die Bürger des Lan-
des bei der vergangenen Landtagswahl be-
reits über das Projekt positiv abgestimmt
hätten: rund 75 Prozent der abgegebenen
Stimmen seien auf politische Parteien ent-
fallen, die das Vorhaben unterstützten. Das
wesentliche Problem bei derartigen Groß-
vorhaben bestehe in der Dauer der Pla-
nungsprozesse. Diese müssten in Zukunft
gerade im Interesse der Bürger beschleu-Prof. em. Dr. Dres. h.c. Hans-Jürgen Papier

Peter Hauk, Vorsitzender der Landtagsfraktion der CDU

„DEMOKRATIE AUF NEUEN WEGEN?“
LACDJ-Landestagung mit hochkarätigen Referenten 
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nigt werden. Über die Frage einer sinnvol-
len Erweiterung direktdemokratischer Ele-
mente solle unabhängig von Stuttgart 21 in
aller Ruhe und Sachlichkeit diskutiert wer-
den. Eine maßvolle Reduzierung des erfor-
derlichen Bürgerbeteiligungsquorums bei
Volksabstimmungen sei grundsätzlich mög-
lich. Dies komme allerdings erst nach der
Volksabstimmung zum S21-Kündigungsge-
setz in Betracht, denn eine Änderung der
„Spielregeln“ im laufenden Prozess scheide
aus. 

Bei allen rechtspolitischen Überlegungen
müsse stets berücksichtigt werden, dass
Volksabstimmungen auch eine gewisse Ge-
fahr populistischer bzw. extremer Umtriebe
beinhalteten, was beispielsweise die Volk-
abstimmung zum Minarett-Verbot in der
Schweiz gezeigt habe. Die intensivste und
auch gerechteste Form der Bürgerbeteili-
gung sei immer noch die Arbeit der gewähl-
ten Abgeordneten, die namentlich die Auf-
gabe hätten, Konzeptionen des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens über den Tag
hinaus zu entwickeln und auch zu verant-
worten. Dem LACDJ komme dabei mehr
denn je eine herausragende Beratungsfunk-
tion zu. Er sei aufgerufen, die CDU-Abge-
ordneten und den Landesvorstand weiter-
hin und verstärkt mit seinem Sachverstand
und seiner Expertise tatkräftig zu unter-
stützen. 

BACDJ-Bundesvorsitzender Krings MdB:
Keine „Abgabe“ schwieriger oder unange-
nehmer Entscheidungen an den Bürger

In seinem Referat „Rechtspolitische Per-
spektiven“ betonte der Stellvertretende
Vorsitzende der CDU-/CSU-Bundestags-
fraktion und Bundesvorsitzende des BACDJ,

Prof. Dr. Günter Krings MdB, unter näherer
Darlegung der gegenwärtigen rechtspoliti-
schen Herausforderungen auf Bundesebe-
ne, dass bei der Diskussion über eine ver-
stärkte Bürgerbeteiligung stets die Ge-
samtverantwortung der Regierung und der
Parlamente beachtet werden müsse. 

Es gehe nicht an, schwierige oder unange-
nehme Entscheidungen an den Bürger „ab-
zugeben“. Dieser habe vielmehr ein Recht
auf Repräsentation. Es sei dabei zuvörderst
Aufgabe und Funktion der Rechtspolitik,
zeitgeistige Entwicklungen zu entschleuni-
gen und die Freiheit und Selbstbestimmung
des Einzelnen zu sichern. Daneben habe die
Rechtspolitik eine Schutz-, Ordnungs- und
Stabilisierungsfunktion. Insgesamt müsse
es darum gehen, Sinnvolles zu Gestalten
und Unsinniges zu verhindern. 

LACDJ-Landesvorsitzender Dr. Graf: Un-
ser bewährtes System wirksam und vor al-
lem auch praktikabel ergänzen – Forde-
rungen des LACDJ

Der Landesvorsitzende des LACDJ Baden-
Württemberg, Bundesrichter Dr. Graf,
machte zusammenfassend deutlich, dass es
bei der gesamten Diskussion um mehr Bür-
gerbeteiligung darum gehen müsse, das be-

währte System der repräsentativen Demo-
kratie dort wirksam und vor allem auch
praktikabel zu ergänzen, wo es uns in der
Sache weiterbringe. 

Demgemäß sprach sich der LACDJ in sei-
nem Positionspapier „Nachhaltige Bürger-
beteiligung“ unter anderem dafür aus, dass
die Parteien bei zukünftigen Landtagswah-
len pro Wahlkreis eine Liste mit bis zu drei
Kandidaten aufzustellen haben. So gewinne
der Kandidat einer Partei den Wahlkreis,
der in der Bürgerschaft das größte Vertrau-
en genieße. Zugleich bestehe bei der Ent-
scheidung für eine bestimmte Partei noch
eine weitere Wahlmöglichkeit unter mehre-
ren Kandidaten. 

Bei künftigen Volksabstimmungen soll nach
Ansicht des LACDJ das Quorum von derzeit
33 Prozent auf 25 Prozent der Stimmberech-
tigten und bei Volksbegehren von 1/6 auf
1/10 der Wahlberechtigten abgesenkt wer-
den. Schließlich fordert der LACDJ, die ba-
den-württembergische Landesverfassung,
die bisher bundesweit mit die höchsten
Hürden für die Elemente der direkten Bür-
gerbeteiligung aufweist, fortzuentwickeln.
Vorgeschlagen wird insoweit, die Befas-
sung des Landtages mit einer bestimmten
Angelegenheit über eine Volksinitiative von
einem Prozent der Wahlberechtigten zu er-
möglichen. 

Demgegenüber wird die von der Grün-Ro-
ten Landesregierung immer wieder ins
Spiel gebrachte Direktwahl der Landräte
von den CDU-Juristen ebenso abgelehnt
wie die Einführung des Kommunalwahl-
rechts für Ausländer aus nicht EU-Mitglied-
staaten. 

Matthias Münker

Dr. Jürgen-Peter Graf, LACDJ-Landesvorsitzender

Prof. Dr. Günter Krings MdB, BACDJ-Bundesvorsitzender
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Bereits in der letzten Treffpunkt-Ausgabe
(Juni 2011, Seite 14 ff.) wurde der LACDJ, der
die baden-württembergische CDU bei
rechts- und justizpolitischen Themen unter-
stützt und berät und dadurch zur Mei-
nungsbildung beiträgt, vorgestellt. Im An-
schluss daran ist zu berichten, dass bei der
Mitgliederversammlung auf der Landesta-
gung in Bad Krozingen der langjährige
LACDJ-Landesvorsitzende Dr. Jürgen-Peter
Graf (Richter am Bundesgerichtshof) eben-
so wie seine vier Stellvertreter (Amtsge-
richtspräsidentin Gabriele Meister, Richter
am Bundesgerichtshof i.R. Karl-Friedrich
Tropf, Richter am Bundesgerichtshof Dr.
Bernhard Wahl und Vorsitzender Richter
am Landgericht Dr. Hans Jörg Städtler-Per-
nice, der zugleich auch gewähltes Mitglied
des BACDJ ist) für weitere zwei Jahre in ih-
ren Ämtern bestätigt wurden. Neu und ein-
stimmig in den Landesvorstand gewählt
wurde Sozialrichter Matthias Münker, Mit-
glied des CDU Stadtverbands Ludwigsburg
(Bild, zweiter von rechts). 

Am 9./10. Juli 2011 traf sich der LACDJ mit
dem Arbeitskreis Juristen der CSU (AKJ) zu
einer gemeinsamen Klausurtagung in Karls-
ruhe bzw. Maulbronn. Anlässlich der Be-
sichtigung der Liegenschaft des General-
bundesanwalts referierte Richter des Bun-
desverfassungsgerichts Wilhelm Schlucke-
bier über Aktuelles aus der Rechtsprechung
des höchsten deutschen Gerichts und
Staatsanwältin Dr. Heine über die Aufgaben
des Generalbundesanwalts. Beim gemütli-
chen Beisammensein am Abend in der Klo-
sterstadt Maulbronn begrüßte der Vorsit-

zende des Ausschusses für die Angelegen-
heiten der Europäischen Union des Deut-
schen Bundestages, Gunther Krichbaum
MdB, die CDU-/CSU-Juristen in seinem
Wahlkreis und berichtete über seine Arbeit
in Berlin. 

Am nächsten Tag setzte der Stellvertreten-
de Vorsitzende des LACDJ, Dr. Bernhard
Wahl, die Klausurtagung mit einem Vortrag
über die „Aktuelle Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs in Strafsachen“ fort.
Daran anschließend widmete sich Richter
am Bundesgerichtshof Prof. Dr. Markus Jä-
ger dem Thema „Die neue strafbefreiende
Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung“
und Richter am Oberlandesgericht Dr.
Wolfgang Bär dem Thema „Vorratsdaten-
speicherung – quo vadis?“.

Der LACDJ-Landesvorstand traf sich so-
dann am 14. Juli 2011 in Stuttgart zu einem
Meinungs- und Informationsaustausch mit
den Abgeordneten des Arbeitskreises I
(Recht und Verfassung) der CDU-Fraktion
im Landtag Baden-Württemberg unter Vor-
sitz von Bernd Hitzler MdL. 

Anfang September 2011 fand schließlich das
traditionelle „Südstaatentreffen“ mit den
CDU-/CSU-Juristen aus den Ländern Ba-
den-Württemberg, Bayern, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen und Thüringen an der
Mahn-, Gedenk- und Begegnungsstätte
„Point Alpha“ zwischen Geisa in Thüringen
und Rasdorf in Hessen statt. Gastgeber war
der thüringische LACDJ unter Vorsitz der
Ministerin für Bundes- und Europaangele-

genheiten und Chefin der Staatskanzlei,
Marion Walsmann MdL.

Der LACDJ Baden-Württemberg nahm
schließlich mit seinen Delegierten auch an
der Mitgliederversammlung des BACDJ am
10. Juni 2011 im Konrad-Adenauer-Haus in
Berlin teil, bei der namentlich Bundesfi-
nanzminister Dr. Wolfgang Schäuble MdB
zu Gast war.

Matthias Münker

Teil des Landesvorstands des LACDJ-Baden-Württemberg 

NEUWAHLEN DES LANDESVORSTANDS
Organisation und Arbeit des LACDJ

INFORMATIONEN 
ZUR MITGLIEDSCHAFT
Mitglieder des LACDJ können alle Juristen
werden, die im Land Baden-Württemberg
wohnhaft oder tätig sind, sofern sie Mitglie-
der der CDU oder CSU sind oder diesen nahe-
stehen, deren Programme und Ziele zu för-
dern bereit sind und keiner anderen Partei an-
gehören (Mitgliedsantrag abrufbar unter:
www.cdu-ak-juristen.de/PDF/mitglied.pdf).
Die Mitarbeit im LACDJ bzw. in den RACDJ
bietet somit allen Juristen im Land, die die
Landes-, Bundes- und Europapolitik der CDU
fördern und unterstützen und auf die Rechts-
und Justizpolitik Einfluss nehmen wollen, ein
geeignetes Forum. 

Weitere Informationen über den LACDJ bzw.
die RACDJ können über das Internet
(www.cdu-ak-juristen.de – die Seite wird dem-
nächst grundlegend überarbeitet), über den
Ansprechpartner des LACDJ im CDU-Stadt-
verband Ludwigsburg, Matthias Münker (E-
Mail: M.Muenker@cdunet.de), oder über die
Geschäftsstelle des CDU-Landesverbandes
Baden-Württemberg (Hasenbergstraße 49b,
70176 Stuttgart, Telefon: 0711/66904-0, Tele-
fax: 0711/66904-15, E-Mail: info@cdu-bw.de)
bezogen werden.

Alle Juristen, die die Mitgliedschaftsvoraus-
setzungen erfüllen, sind herzlich eingeladen,
den LACDJ Baden-Württemberg und damit
auch unseren Landesverband und unsere
Landtagsabgeordneten mit Fachkompetenz
und Engagement zu unterstützen. 
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Berlin: Zentrum der Macht –
hautnah erlebt

„Dem Land geht es gut“ heißt es in der
Zwischenbilanz der christlich-liberalen Ko-
alition – wir wollten es wissen! Auf Einla-
dung des Ludwigsburger Bundestagsabge-
ordneten Steffen Bilger fuhren wir zu einer
viertägigen politischen Bildungsreise nach
Berlin. Ein hochkarätiges Programm er-
wartete die Gruppe. Betreut durch das
Bundespresseamt folgte eine erste Stadt-
rundfahrt an politischen Gesichtspunkten
orientiert. Das Gespräch mit Diskussion
mit Steffen Bilger im Paul-Löbe-Haus gab
uns Aufschluss über den derzeitigen politi-
schen Stand in Berlin. Er berichtete über
seine politische Arbeit in der CDU/CSU
Bundestagsfraktion und in seinem Wahl-
kreis.

Danach noch ein Gruppenfoto und schon
ging es weiter zu einem Besuch im Bun-
deskanzleramt mit Führung. Wir waren an-
gekommen im „Zentrum der Macht“, groß-
räumig und fast nüchtern der Bau. Aber
mit ein bisschen Ehrfurcht erfuhren wir
hier den politischen Tagesablauf der Mitar-
beiter und unserer Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel. Dem Sitzungssaal für die Kabi-
nettssitzungen galt unser großes Interes-
se. Weiter ein Blick in den Bankettsaal, wo
auch Staatsgäste speisen und  in den Win-
tergarten. Überall spürt man die nüchter-
ne Geschäftigkeit, die hier herrscht. Auf
der Terrasse hat man einen wundervollen
Ausblick. Die Besichtigung des Plenarsaals
und ein Vortrag über die Aufgaben und die

Arbeit des Parlaments im Deutschen Bun-
destag rundeten den Besuch im Reichs-
tagsgebäude ab.

Eine Gesprächsrunde in der Bundesge-
schäftsstelle der CDU Senioren Union
Deutschlands mit Dirk Hülsenbeck folgte.
Wir stellten fest: wir Senioren werden gut
vertreten. Es folgte ein Besuch bei der
Konrad-Adenauer-Stiftung und im Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Stadt-
entwicklung. Stuttgart 21 und der Ausbau
unserer Straßen wurden diskutiert. Es gab
wenig Neues, war aber viel Positives zu be-
richten. 

Das Informationsgespräch und Führung in
der Gedenkstätte Hohenschönhausen
(ehem. Zentrale Untersuchungshaftan-
stalt der Stasi) war eine seelische Folter
für die Anwesenden. Eine Zeitzeugin der
ehemaligen DDR berichtete über das un-
fassbare Geschehen durch die Stasi. Noch
heute leben frühere Mitarbeiter der Stasi
nur einige Straßen weiter unter uns und
sind sich keiner Schuld bewusst. Der Bür-
ger muss sich das immer wieder vor Augen
führen. 

Berlin ist sicherlich eine weitere Reise wert
– wir kommen wieder.

Stuttgart: Politik und 
Kultur im Blickpunkt

Am 25. Mai 2011 besuchten wir den Land-
tag von Baden-Württemberg. Die Einla-

dung von Klaus Herrmann MdL fiel genau
auf den Tag, an dem der neue Ministerprä-
sident Winfried Kretschmann mit seiner
Regierungserklärung den politischen Weg
der nächsten Jahre grün-roter Landesre-
gierung vorgegeben hat. Zusammen mit
Presse, Medien und sonstigen Gästen
konnte unsere große Gruppe von der Zu-
hörertribüne aus die Plenarsitzung verfol-
gen.

Wir konnten uns mit dem parlamentari-
schen Geschehen vertraut machen und
uns eine eigene Meinung bilden. Danach
konnten wir mit den CDU Landtagsabge-
ordneten Klaus Herrmann, Manfred Hol-
lenbach und Konrad Epple diskutieren. Fra-
gen zur Regierungserklärung des Minister-
präsidenten wurden gestellt. Der Vorwurf
zu dem angeblich hinterlassenen Schul-
denberg und zu dem folgenden Kassen-
sturz der neuen Regierung konnte bei un-
seren Mitgliedern nur ein „Kopfschütteln“
hervorrufen. Die Mitglieder der Senioren-
Union erwarten von der stärksten Fraktion
im Landtag eine schlagkräftige Oppositi-
on.

Nach einem Mittagessen im „Haus der Ab-
geordneten“ erreichten wir nach einem
kleinen Spaziergang durch die Schlossgar-
tenanlagen, das „Alte Schloss“. Das Lan-
desmuseum Württemberg mit der derzei-
tigen Ausstellung „Verschiedene Samm-
lungen“ war unser Ziel. Eine wunderbare
Schausammlung, zusammengetragen an-
lässlich des 150-jährigen Gründungsjubilä-
ums, erwartete uns. Der Kronschatz der
württembergischen Könige und Herr-
scherbilder dokumentieren das Schicksal
der herzoglichen Kunstkammer und spie-
geln die Geschichte des Landes

Bei der Stadtrundfahrt

Zusammen mit MdB Steffen Bilger im Paul-Löbe-Haus

SENIOREN UNION POLITISCH UNTERWEGS
Was wir schon immer wissen wollten 
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wider.Nach dem Ende der Monarchie ging
dieser Schatz in den Landesbesitz über.
Stuttgart im Blickpunkt, Politik und Kunst
– wir haben beides erlebt.

Frankfurt/Main: Entdeckungs-
tour durch die Finanzwelt

Eine große Gruppe erreichte mit zwei Bus-
sen die Bankenmetropole Frankfurt am
Main. Unser erstes Ziel, die Deutsche

Bank. Nach einem Einführungsfilm konn-
ten wir hinter die Kulissen der Bank sehen.
Die führende globale Investmentbank mit
einem bedeutenden Privatkundengeschäft
sowie sich gegenseitig verstärkenden Ge-
schäftsfeldern hat weltweite Präsenz in
über 70 Ländern, 3.000 Niederlassungen
und 100.000 Mitarbeiter aus 140 Natio-
nen.

Weiter ging es zur Frankfurter Börse. Diese
fusioniert in Kürze mit der New York Stock
Exchange (NYSE) und ist auf dem Weg zur
größten Börse der Welt. Wir wurden mit
umfassenden Informationen zum Kapital-
markt, den Grundlagen des Parkett- und
Xetra-Handels informiert. Hier sind die
Aktien von mehr als 10.000 nationalen und
internationalen Unternehmen notiert, hier
gibt es das vielfältigste Angebot für die
höchsten Umsätze. Das monatliche Han-
delsvolumen liegt bei rund 13 Milliarden
Euro. Die „Frankfurter Finanzwelt“ zeigte
uns den Wettbewerb auf dem Kapital-
markt und deren Folgen. Wie geht es mit
dem Euro weiter? Diese Frage ist noch im-
mer unbeantwortet.

Ludwigsburg: Neues vom 
Öffentlichen Personen-
nahverkehr ÖPNV
In einer erweiterten Vorstandssitzung be-
fasste sich die Senioren Union intensiv mit
dem ÖPNV in Ludwigsburg. Wir hatten
Kritik geäußert und Verbesserungsvor-
schläge unterbreitet. Ronald Bäuerle von
der Firma Jäger, die als Ludwigsburger Ver-
kehrs-Linien (LVL) den ÖPNV in und um
Ludwigsburg abwickelt, informierte über
ihren Fuhrpark mit 77 Bussen, die 150

hauptberuflichen Fahrer befördern jähr-
lich 14 Millionen Fahrgäste. Da die LVL
zum Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart
(VVS) gehören, gehen 80 Prozent der Ein-
nahmen an die Deutsche Bundesbahn und
die Stuttgarter Straßenbahnen AG (SSB),
die restlichen 20 Prozent teilen sich die
übrigen Busunternehmen.

Zur Kritik an der unzureichenden Fahrgast-
information teilte Bäuerle mit, dass diese
Mängel in einigen Monaten weitgehend
behoben sein werden. Zum Fahrplanwech-
sel im Dezember 2011 sei die Einführung
der GPS-gestützten „Dynamischen Fahr-
gastinformation“ geplant. Jeder Linienbus
werde dann über einen Bordrechner eine
optische und akustische Fahrgastinforma-
tion erhalten und man werde auch versu-
chen, die Mängel bei den Abfahrtstafeln
und deren Beleuchtung abzustellen.

Bezüglich des Verhaltens mancher Busfah-
rer gegenüber den Fahrgästen wurde in
der Sitzung gebeten, auf eine stärkere
Kundenorientierung des Personals hinzu-
wirken. Selbstverständlich dürfe man nicht
verallgemeinern. Die Sitzungsteilnehmer
anerkannten die nicht immer leichte Auf-
gabe der Busfahrer mit manchen Fahrgä-
sten und wussten auch von vorbildlichem
Verhalten von Busfahrern zu berichten.
Mit Interesse wurde die Information auf-
genommen, dass die Busfahrer seit dem
Jahre 2009 jährlich im Umfang von 35
Pflichtstunden intern und extern geschult
werden und dabei auch das Verhalten ge-
genüber Fahrgästen thematisiert werde.

Die Senioren Union wird den ÖPNV wei-
terhin kritisch-konstruktiv begleiten. 

Ingrid Mutschler

Die Skyline der deutschen Finanzmetropole Frankfurt.

Zu Gast bei den Landtagsabgeordneten aus dem Kreis

Ludwigsburg Klaus Herrmann, Manfred Hollenbach und

Konrad Epple.

Haben Sie Lust 
auf gute Gespräche 
in gemütlicher Runde? 
Dann sind Sie bei uns richtig.

Die CDU Senioren-Union Stadtverband
Ludwigsburg und Umgebung

lädt ein zum politischen Stammtisch 
mit Frau Dr. Eva Stanienda MdL a.D.

Wann? Jeden 2. Dienstag 
im Monat um 15:00 Uhr

Nächster Termin: 13. Dezember 2011 

Wo? MTV-Gaststätte CAMPUS, beim
Stadion, Bebenhäuser Straße 41, 71638
Ludwigsburg

Wir freuen uns auf Sie.

Besuchen Sie uns auch auf unserer
Homepage unter

www.senioren-union-lb.de
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Klöster, Schlösser und Gärten
auf der Schweizer Seite 
des Bodensees

Eine Zweitagesreise führte unsere Reise-
gruppe an den Bodensee. Schloss Arenen-
berg, das schönste Schloss am Bodensee,
war unser erstes Ziel. Hoch über dem Un-
tersee, in einem herrlichen Park gelegen,
konnte man auf die lieblichen Ufer der Höri
und der Insel Reichenau, auf die Vulkanke-
gel des Hegaus und den Schweizer Seerük-
ken schauen. Wie ein kostbarer Juwel steht
die prachtvolle Anlage, hinter mächtigen
Bäumen versteckt, inmitten einer herrli-
chen Kulturlandschaft. Nach einer Führung
durch die im Stil des Empire ausgestatteten
Innenräume und einem Spaziergang durch
die nach Ideen von Rousseau und Fürst
Pückler konzipierten Gartenanlagen, war
unser nächstes Ziel die malerisch im Thur-
gau gelegene „Ittinger Kartause“ – ein ehe-
maliges Kloster der Kartäuser mit 800-jäh-
riger Geschichte. Nach einer Führung im
neu gestalteten Rosengarten fuhren wir
weiter auf die Halbinsel Höri. Viele Künstler
und Dichter zog es hierher. 1904 kam Her-
mann Hesse, der spätere Literaturnobel-
preisträger, auf die Höri. Seine Villa wurde
liebevoll renoviert und mit dem Landes-
denkmalpreis geehrt. St. Gallen und Appen-
zell standen am zweiten Tag auf dem Pro-
gramm. St. Gallen weltberühmt mit der im-
posanten barocken Kathedrale und der ehe-
maligen Benediktinerabtei. Sie war vom 9.
bis zum 11. Jahrhundert der kulturelle Mit-
telpunkt nördlich der Alpen. Das Textilmu-
seum zeigt in einer Ausstellung fünf Jahr-
hunderte Textilgeschichte. Die großen De-

signer pilgern noch immer in die Ost-
schweiz. Der Bahnhof und das Jugendstil-
Stadtviertel mit üppig verzierten Fassaden
erzählen vom Reichtum im 19. Jahrhundert.
Wir waren von dieser UNESCO–Weltkultur-
erbe-Stadt begeistert. Nach der Stadtbe-
sichtigung erwartete uns noch eine Füh-
rung und Besichtigung der Schaukäserei in
Stein. Hier konnten wir dem Käser ins Kässi
schauen und anschließend den bekannten
und köstlichen Käse genießen. In der Hü-
gellandschaft zwischen Bodensee und Sän-
tis ticken die Uhren langsamer – man findet
Ruhe und Erholung in ihrer ursprünglich-
sten Form.

Luther, Schiller, Goethe 
und Thüringer Klöße

Die dreitägige Erlebnisreise nach Thürin-
gen, im Herzen Deutschlands gelegen, bie-
tet alles, was man für einen gelungenen
Kurzurlaub braucht: eine anmutige Land-
schaft und sehenswerte Städte mit reichem
geschichtlichem Erbe und vielen Sehens-
würdigkeiten. Dichterfürsten wie Goethe
und Schiller zog es in diesen Landstrich,
Bach und Cranach hatten hier ihre Wurzeln
und Martin Luther hinterließ auf der Wart-
burg seine Spuren. Unsere erste Station war
die Bach-Stadt Eisenach. Das wohl bekann-
teste Bauwerk ist die in die UNESCO-Liste
aufgenommene und eine der bedeutend-
sten Burgen Deutschlands – die Wartburg.
Auch in Eisenach gaben sich, wie vielerorts
in Thüringen, berühmte Persönlichkeiten
die Ehre – ob Goethe, Wagner, der Bibel-
übersetzer Luther und Bach bis hin zur Hei-

ligen Elisabeth, die einst auf der Wartburg
lebte. Außerdem wirkten auf der Wartburg
die Minnesänger Walther von der Vogelwei-
de und Wolfram von Eschenbach. Die histo-
rische Landeshauptstadt Thüringens – Er-
furt, haben wir mit einer Führung durch die
Stadt, vor der monumentalen Kulisse von
Dom St. Marien und St. Severikirche begon-
nen – eine der gewaltigsten Bauschöpfun-
gen des Mittelalters auf deutschem Boden.
Erfurt verfügt über einen 1260 Jahre alten
und mit am besten erhaltenen Stadtkern
Deutschlands. Am zweiten Tag unserer Rei-
se besuchten wir noch die kleinste „Kultur-
stadt Europas“ – Weimar. Die Stadt steht
mit Zeugnissen der Epoche „Klassisches
Weimar“, mit den Wohn- und Wirkungsstät-
ten der Dichter und ihrer Mäzene sowie den
„Bauhausstätten“ aus der Ära des hier ge-
gründeten Staatlichen Bauhauses auf der
Weltkulturerbeliste der UNESCO. Am letz-
ten Tag lernten wir mit Gotha eine weitere
Perle in Thüringen kennen. Im 17. Jahrhun-
dert wurde Gotha Residenz der Herzöge
von Sachsen-Gotha mit Hauptmarkt und
Kasematten. Gotha überrascht mit einer
reizvollen Altstadt, die neben romantischen
Gassen und reich gestalteten Fassaden der
Bürgerhäuser ein beeindruckendes histori-
sches Rathaus mit Schmuckelementen  und
Inschriften aufweist. Auf dem 331 Meter ho-
hen Schlossberg besichtigten wir noch das
imposante Schloss Friedenstein. Es ist das
Wahrzeichen der Herzöge Sachsen-Gothas
und gilt als die größte frühbarocke Schloss-
anlage Deutschlands. Im 17. Jahrhundert
wurde Schloss Friedenstein errichtet. Das
Schlossmuseum besitzt eine der bedeu-
tendsten  Sammlungen von Skulpturen des
Klassizismus. Auf Wiedersehen schönes
Thüringen.

Ingrid Mutschler

Schloss Arenenberg am Bodensee.

Die Senioren in Thüringen.

SENIOREN UNION AUF KULTURREISE
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Ein starkes politisches Signal für Stuttgart
21 und gegen die sogenannte Kombi-Lö-
sung hat die Regionalversammlung ge-
sandt. Sie lehnte mit großer Mehrheit den
sogenannten Kompromiss-Vorschlag zu
Stuttgart 21 ab. In einer gemeinsamen Re-
solution erklärten CDU, SPD, Freie Wähler
und FDP, „dass sich der Verband Region
Stuttgart an einer Weiterverfolgung von
SK 2.2 weder finanziell noch auf andere
Weise beteiligen wird“. Dem schlossen
sich die Republikaner an. Damit bestätigen
die Regionalpolitiker die in einem Brief an
Ministerpräsident Kretschmann Ende Au-
gust formulierte Haltung der Verwaltung
des Verbands Region Stuttgart. Bündnis
90/Grüne und Linke erneuerten ihre Kritik
an Stuttgart 21. 

„Die Fakten und Sachargumente sprechen
dafür, den Bau von Stuttgart 21 weiter vor-
anzutreiben und weitere Verzögerungen
zu vermeiden“, sagte Regionaldirektorin
Jeannette Wopperer. Der sogenannte
Kompromiss-Vorschlag wurde nach den Er-
gebnissen des Stresstests von Schlichter
Dr. Heiner Geißler und dem Schweizer Be-
ratungsunternehmen SMA als Vorschlag
SK 2.2 vorgelegt. Danach solle neben ei-
nem künftigen Tiefbahnhof mit direkter

Verbindung zum Flughafen und zur Neu-
baustrecke ein verkleinerter oberirdischer
Kopfbahnhof betrieben werden. Grund-
sätzlich neu sei diese Idee nicht, betonte
Wopperer, und verwies auf eine Bewer-
tung der Regionalversammlung aus dem
Jahr 1996. Ähnlich hohe Kosten wie bei
Stuttgart 21, ein schwierigerer Umstieg
vom Fern- zum Regionalverkehr aufgrund
zweier Bahnhöfe, erschwerte Direktver-
bindungen und eingeschränkte städtebau-
liche Entwicklungsmöglichkeiten sprachen
bereits vor 15 Jahren dagegen. Diese Punk-
te gelten ohne Einschränkung auch heute.
Die Mitfinanzierung der Region an Stutt-
gart 21 in Höhe von 100 Millionen Euro sei
an Kriterien, wie die Rohrer Kurve und die
S-Bahn-Haltestelle Mittnachtstraße, ge-
bunden. Der Kombi-Vorschlag entspreche
diesen Kriterien nicht. 

Zu diesem Ergebnis kommen auch die
Fraktionen von CDU, SPD, Freien Wählern
und FDP in ihrer Resolution: „In der Ge-
samtabwägung entfällt die Geschäfts-
grundlage für eine Beteiligung des Ver-
bands Region Stuttgart an der Weiterver-
folgung der Kombilösung SK 2.2“. Verkehr-
liche Zielsetzungen, städte- und raumord-
nerische Belange und Überlegungen zur
zeitnahen Projektrealisierung sprächen
des Weiteren gegen die sogenannte Kom-
bi-Lösung.

Kombi-Lösung: 
Mehr Contra als Pro

„Eine Verzweiflungstat und mit heißer Na-
del gestrickt“, bezeichnete die CDU die

Kombi-Lösung. „Die Liste der Gegenargu-
mente ist lang. Die SMA war nicht bereit,
den umfangreichen Fragenkatalog der
Stadt Stuttgart kostenfrei zu beantworten.
Die öffentliche Debatte ist angeheizt, aber
nicht mit Inhalten untermauert worden.
Das ist ein sehr fragwürdiges Unterfan-
gen“, so die Meinung in der CDU-Fraktion.

Regionale Vorteile für 
Stuttgart 21 schwarz auf weiß

Der Verband Region Stuttgart soll recht-
zeitig vor der Volksabstimmung am 27. No-
vember alle 1,3 Millionen Haushalte in der
Region Stuttgart über die Vorteile von
Stuttgart 21 und der Neubaustrecke Wend-
lingen – Ulm informieren. Das hat der
Wirtschaftsausschuss auf Antrag der Frak-
tionen von CDU, Freie Wähler und FDP be-
schlossen. Die SPD stimmte dem Antrag
ebenfalls zu. Grüne und Linke kritisierten
die regionale Informationskampagne.
Als zuständiger Aufgabenträger für die S-
Bahn ist der Verband Region Stuttgart Pro-
jektpartner von Stuttgart 21. Er beteiligt
sich daran mit 100 Millionen Euro. Zuletzt
hatte die Regionalversammlung mit gro-
ßer Mehrheit den Kombi-Vorschlag abge-
lehnt und ihr deutliches Bekenntnis zum
Zukunftsprojekt erneuert. Stuttgart 21 und
die Neubaustrecke Wendlingen – Ulm bie-
te verkehrliche, wirtschaftliche, ökologi-
sche und städtebauliche Vorteile für die
Region Stuttgart. Diese gelte es nun aktiv
zu kommunizieren. Unterstützt wird der
Verband Region Stuttgart dabei vom Kom-
munikationsbüro Bahnprojekt Stuttgart –
Ulm. Als überplanmäßiges Budget geneh-
migten die Regionalräte bis zu einer Milli-
on Euro, die aus der Verkehrsrücklage ent-
nommen wird.                                                <<<

SIGNAL FÜR STUTTGART 21

Elke Kreiser, Regionalrätin und Ludwigsburger Stadträtin
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Die Volksabstimmung zum Kündigungsge-
setz über die Finanzierung von Stuttgart 21
findet am 27. November in Baden-Württem-
berg statt und Grün/Rot ist es gelungen,
erstmals alle Klarheiten zu beseitigen und
einen komplizierten Abstimmungstext vor-
zulegen.  

Man will eine breite Beteiligung an der
Volksabstimmung. Aber die Fragestellung
ist sehr verwirrend. Anstatt einer eindeuti-
gen Formulierung schmückt nun der
Schriftzug „Stimmen Sie der Gesetzesvorla-
ge ‚Gesetz über die Ausübung von Kündi-
gungsrechten bei der vertraglichen Verein-
barung für das Bahnprojekt Stuttgart‘ zu?“
den Stimmzettel. Statt den bisherigen
transparenten Politikstil der CDU fortzu-
führen, geht die grün/rote Landesregierung
erneut einen großen Schritt in Richtung Bü-
rokratiedschungel. Die Menschen in unse-
rem Land fragen sich, warum hier nicht von
einem Ausstieg, sondern von Kündigungs-
rechten die Rede ist, die bis zum heutigen
Tag noch kein Jurist gefunden hat. Die Ant-
wort ist einfach: Es gibt für verabschiedete
und rechtsgültige Verträge zwischen zwei
Vertragspartnern keine Kündigungsrechte!
Dem entsprechen die Abmachungen über
Stuttgart 21 ebenfalls. 

Wir stellen also fest, dass es sich bei der
möglichen Übertragung von Rechten an die
baden-württembergische Regierung im An-
schluss an die Volksbefragung nicht um
Austrittsrechte aus einem Vertrag, sondern
um das Recht zum Bruch eines solchen Ver-

trages geht. So betrachtet, ist die Formulie-
rung des Stimmzettels und die dahinterste-
hende Absicht eindeutig: Es geht um Verfäl-
schung von Tatsachen. Grün/Rot unter-
nimmt den verzweifelten Versuch, durch ei-
nen Volksentscheid die eigenen Wählerin-
nen und Wähler zu befrieden und den mög-
lichen Bruch der Koalitionsregierung zu ret-
ten. 

Vom Basismitglied bis zum Amts- und Man-
datsträger innerhalb der GRÜ-
NEN und der SPD ist sich jeder
bewusst, was es bedeuten
würde, wenn ein roter Innen-
minister den Stuttgart
Schlossgarten räumen ließe
oder ein grüner Verkehrsmini-
ster den Abbruch des Bahn-
hofsüdflügels anordnen wür-
de. Würde die Fragestellung
also lauten: Möchten Sie die
Landesregierung bevollmäch-
tigen, einen gültigen Vertrag
zu brechen? Die Antwort wür-
de wohl überaus eindeutig
ausfallen.

Daher ist es am 27. November
klar: Man muss mit NEIN
stimmen, um FÜR Stuttgart
21 zu sein. 

Wichtig ist auch: Bis zu 1,5 Mil-
liarden Euro kostet der Aus-
stieg, wie dies der SPD-Abge-
ordnete Claus Schmiedel in

der Landtagssitzung am 13. Oktober 2011
bestätigt hat. Dann hat man nichts und
muss noch die Kosten der sogenannten Al-
ternative K 21 bezahlen. Wenn das Aus-
stiegsgesetz abgelehnt wird, kostet Stutt-
gart 21 das Land wie vertraglich vereinbart
800 Millionen Euro. Man hat dann aber ei-
nen neuen, modernen Bahnhof, grüne
Stadtentwicklung und die Neubaustrecke
Stuttgart – Ulm, die das europäische Schie-
nennetz ergänzt. Das alles wird mit Zu-
schüssen des Bundes und der Bahn verwirk-
licht.

Deshalb meine dringende Bitte: 

Stimmen Sie mit NEIN!

STIMMZETTEL ZUR VOLKSABSTIMMUNG
AM 27. NOVEMBER IST VERWIRREND 

Klaus Herrmann MdL, 

wirtschafts- und finanzpolitischer 

Sprecher der CDU-Landtagsfraktion 

7
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LIEBE LESER,
das Ziel bei der Volksabstimmung muss für
uns ganz klar sein: die Mehrheit für Stutt-
gart 21 zu bekommen. Dafür müssen wir um
jede Stimmen werben. Und dabei unmiss-
verständlich deutlich machen, dass es aus
politischen Gründen nicht reicht, wenn die
Gegner das Quorum verpassen. 

Selbst wenn also beim Volksentscheid die
Stuttgart 21-Gegner nicht genügend Stim-
men bekommen und wir formal-rechtlich

gewonnen haben – so können die Grünen &
Co. bei einer Mehrheit doch noch moralisch
Kapital daraus schlagen. Es darf eben nicht
zu dieser Legendenbildung kommen, Stutt-
gart 21 würde nur wegen „rechtlichem
Kram“ gebaut und hätte deshalb keinen ba-
sisdemokratischen Rückhalt. Die Mehrheit
in allen Umfragen seit der Schlichtung von
Heiner Geißler im November 2010 muss
sich im Abstimmungsverhalten widerspie-
geln. Dafür müssen wir kämpfen. Außer-
dem müssen wir unseren Unterstützern
den Abstimmungs-Zettel erklären. Wer

Stuttgart 21 will, muss mit „Nein zum Kündi-
gungsgesetz“ stimmen. Ein „Ja“ heißt Zu-
stimmung zum Ausstieg – und somit ein
„Nein“ zu Stuttgart 21! Warum einfach,
wenn es auch kompliziert geht?!

Aus gesamtdeutscher Perspektive ist die
Entscheidung am 27. November sehr wich-
tig. Der Bund beteiligt sich zwar an Stutt-
gart 21 – also der Tieferlegung des Haupt-
bahnhofes – nur mit insgesamt 563,8 Millio-
nen Euro. Das sind die Kosten, um die Neu-
baustrecke Wendlingen – Ulm in den Bahn-
knoten Stuttgart einzubinden.

Wie zukunftsfähig 
ist Deutschland?

Was uns in Deutschland nicht gleichgültig
lassen darf ist die Frage nach der Zukunfts-
fähigkeit unseres Industrielandes. Wir müs-
sen in nächster Zeit viele wichtige und gro-
ße Projekte vorantreiben – vom Ausbau der
Stromnetze bis zu neuen Kraftwerken. Es
wäre ein falsches Signal, wenn wir, wirt-
schaftlich hocherfolgreiche und technikbe-
geisterte Schwaben und Badener, uns beim
Zukunftsprojekt Nummer 1 im Südwesten
quer stellen würden. Die Bundesrepublik
braucht klare Signale in Richtung Zukunfts-
fähigkeit. Wenn es den besitzstandswah-
renden und demoerfahrenen Protestlern
gelingt, die Mehrheit an den Urnen hinter
sich zu bringen, wäre dies ein fatales Zei-
chen an alle anderen, die in dieser Republik
gegen notwendige Infrastruktur-Bauwerke
kämpfen. Dazu darf es nicht kommen! 

Viel Erfolg beim Werben für das „Nein zum
Kündigungsgesetz“!

Ihr Steffen Bilger MdB                                    <<<

Unser Bundestagsabgeordneter Steffen Bilger spricht bei

einer S21-Kundgebung.
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Bei der Volksabstimmung am 27. Novem-
ber geht es nicht nur um einen neuen
Bahnhof für die Stadt Stuttgart. Wir stim-
men auch über die Einbindung unserer Re-
gion in das Transeuropäische Verkehrsnetz
ab. 

Transeuropäische Netze setzen auf die
Kompatibilität und Verbindung der ver-
schiedenen Verkehrsträger wie Schiene,
Straße und Luft und sollen damit Hürden
für den gemeinsamen europäischen Bin-
nenmarkt beseitigen. Hochgeschwindig-
keitsstrecken wie Paris – Bratislava/Buda-
pest, einer zentralen Verkehrsachse zwi-
schen West- und Osteuropa, werden in na-
her Zukunft für Europa ebenso wichtig
sein, wie z. B. Stuttgart – Berlin für
Deutschland. Die Europäische Union hat
die Magistrale Paris – Bratislava/Budapest
als eines von 30 vorrangigen Projekten
"von großem gemeinschaftlichem Interes-
se" im Rahmen des Transeuropäischen Ver-
kehrsnetzes identifiziert. Zu diesem Pro-
jekt gehört eindeutig auch die Beseitigung
des Engpasses, den sowohl der Albaufstieg
als auch der alte Stuttgarter Kopfbahnhof
darstellt.

Ein "Ja" zum Kündigungsgesetzt, das am
27. November zur Abstimmung steht, wür-
de den dringend notwendigen Ausbau der
Magistrale von Paris nach Budapest an
zentraler Stelle verzögern. Damit wächst
die Gefahr, dass nicht nur die Region Stutt-
gart, sondern auch Salzburg, München,
Augsburg, Ulm, Karlsruhe und Straßburg
vom europäischen Hochgeschwindigkeits-
netz abgehängt werden. Die Einbindung

Baden-Württembergs und Stuttgarts in die
europäischen Hochgeschwindigkeitsnetze
ist absolut notwendig, wenn die Region
nicht zugunsten anderer Metropolregio-
nen an den Rand gedrängt werden will: Mit
der Trasse Mannheim – Frankfurt – Nürn-
berg – München steht eine Trasse bereit,
die uns außen vor lässt. 

Wird die Region Stuttgart 
abgehängt?

Diese europäische Dimension von Stutt-
gart 21 wird von vielen Gegnern immer
wieder bestritten. Fest steht aber: Die
Durchgängigmachung des aktuellen Eng-
passes Stuttgarter Hauptbahnhof und die
Magistrale für Europa sind nicht voneinan-
der zu trennen. Die Europäische Kommissi-
on fördert Stuttgart 21 sowie die Strecke
Stuttgart – Wendlingen mit 114,47 Millio-
nen Euro, sowie die Strecke Wendlingen –
Ulm mit 101,45 Millionen Euro. Auch das
Europäische Parlament hat die Magistrale
Paris – Bratislava/Budapest als eines der
30 vorrangigen Projekte befürwortet und
auch deren Co-Finanzierung im Rahmen
des Haushaltsverfahrens zugestimmt. Gel-
der der Europäischen Union werden im
Projektabschnitt Stuttgart – Wendlingen
dabei u.a. auch für den für Stuttgart 21 not-
wendigen Abriss des Nordflügels des
Bahnhofs verwendet. 

Transeuropäisches Netz 
in Gefahr

Gelingt die Beseitigung des Engpasses in
Stuttgart nicht, gefährdet dies die gesam-

te Magistrale. Laut Projektplanung im Rah-
men der Transeuropäischen Netze soll die-
ser Abschnitt bereits im Dezember 2019
vollständig funktionstüchtig sein. Auf eine
Anfrage meines Kollegen Bernd Posselt
MdEP hat die Europäische Kommission zu
Bedenken gegeben, dass durch eine Verzö-
gerung in einem Teilabschnitt der Magi-
strale auch die anderen Investitionen eine
Abwertung erfahren würden. 

Des Weiteren ist nur mit Stuttgart 21 eine
Anbindung des Flughafens an die Schnell-
fahrstrecke möglich. Auch hierauf hat die
Europäische Kommission im Sinne des
Konzepts der "Transeuropäischen Netze"
bei der Bewertung des Vorhabens stets be-
sonderen Wert gelegt. Wie der zuständige
europäische Koordinator für die Eisen-
bahnverbindung Paris – Bratislava/Buda-
pest betonte, wird die Anbindung des
Flughafens die Attraktivität der neuen Ver-
bindungen entscheidend steigern und da-
mit einen Beitrag zur Verlagerung auf al-
ternative Verkehrsträger leisten. Sowohl
die grenzüberschreitenden Verbindungen
als auch die regionale Versorgung werden
von diesem neuen Abschnitt profitieren.

Unsere Lage in der Mitte des Kontinents
bedeutet eine privilegierte Stellung inmit-
ten eines europäischen Binnenmarktes
und eröffnet immense Chancen für die
deutsche Exportwirtschaft. Diese Chance
dürfen wir uns nicht entgehen lassen.    <<<

CDU Kreisvorsitzender Rainer Wieland MdEP, 

Vizepräsident des Europäischen Parlaments

DIE EUROPÄISCHE DIMENSION VON STUTTGART 21

Die „Magistrale“ von Paris nach Budapest. Mit dem

Teilabschnitt Stuttgart-Ulm. Kaum jemand wird von 

Paris bis Budapest durchfahren – aber wer nicht auf 

der Magistrale sitzt fährt gar nicht mit! Weder nach 

Paris noch nach Budapest.
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Die Krise kennt kein Ende:
Kaum sind die ernüchternden
Erfahrungen rund um den Fi-
nanzsektor aus den Jahren
2008/2009 abgeklungen,
schon sieht man sich mit den
nächsten weltwirtschaftli-
chen Verwerfungen konfron-
tiert.

Immerhin – wenn man dem
ganzen Gekrisel etwas abge-
winnen kann, dann doch zu-
mindest den Umstand, dass
wir alle mittlerweile zu klei-
nen Experten im Segment
weltwirtschaftlicher und
währungspolitischer Zusam-
menhänge mutiert sind.

Zugegebenermaßen eher un-
freiwillig und unter Protest
sitzen wir wie Zuschauer in
einem Film, dessen Plot wir
zu keinem Zeitpunkt beein-
flussen können und wundern
uns über die täglich wech-
selnden Beiträge der Teilneh-
mer an diesem E(uro)-Movie
und hoffen dabei nur, dass die
Darsteller, die handelnden
Politiker also, nicht ebenfalls
einer solchen unterirdischen
Kategorisierung angehören. 

All dies birgt auch Schwierig-
keiten für die Schreiber einer
solchen Kolumne in sich, ist
doch das, was im einen Mo-

ment noch hochaktuell war,
im nächsten hoffnungsvoll
veraltet. Sie mögen es mir
also bitte nachsehen, wenn in
der Zeit vom Erstellen dieses
Beitrags bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem Sie dies lesen,
einiges schon nicht mehr
stimmt.

„Praxis Demokratia“ oder
πράξη δημοκρατία, wie es sich
dann im Original schreibt, ist
die Erkenntnis, die Papan-
dreou angesichts schwinden-
der Zustimmung zu seiner
Politik durch die Hellenen,
schlussendlich ersann, um
sich noch eine längere Weile
in seinem Leichentuch zu
winden. Eine Volksabstim-
mung müsse her, das sei doch
gelebte Demokratie. Anfang
Dezember solle das Ganze
stattfinden, wie in Cannes zu
erfahren war und wo die
Kanzlerin mit durch die
Schwerkraft deutlich ent-
spannten Mundwinkeln, assi-
stiert durch Nicolas Sarkozy,
von dem man nicht weiß, ob
ihn seine eigenen Umfrage-
werte oder seine neueste Va-
terschaft mehr beschäftigte,
dies alles kommentierte.

Schließlich wunderte es auch
bei dem ganzen Durcheinan-
der, dass das Referendum,

MEHR GESCHWINDIGKEITEN

†
Wir gedenken 

unserer Verstorbenen

Siegfried Köhler
Wolfram Schröder

Klaus Findeisen
Ruth Bockorny

Gerhard Kuhlmann
Else Paulokat
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kaum war es auf dem Markt, auch schon
wieder Makulatur war. Merkels Sitzfleisch
und schlagende finanzielle Argumente
hatten den Sinneswandel herbeigeführt.

Wie wäre das wohl ausgegangen, wäre es
dennoch zur Befragung gekommen, mal
abgesehen davon, was dabei herausge-
kommen wäre, hätte man in Deutschland
über den Verbleib der Griechen abge-
stimmt? Klar, es mag einem Volk, das jahr-
zehntelang durch  Alimentierung gewogen
gehalten wurde, egal welche Partei an der
Macht war. Es mag empfinden, dass es sich
um eine komplette Unterjochung unter
das budget- und finanzpolitische Diktat
Frankreichs und Deutschlands handelt, ei-
ner Art Versailles ohne Krieg! Oder wären
wir überrascht worden? Schließlich haben
wir in Baden-Württemberg mit Volksbefra-
gungen auch jüngst unsere Erfahrungen
gemacht – und da waren „ja“ und „nein“
vertauscht! Sie sehen hier aber auch exem-
plarisch, wie ein Volksentscheid momenta-
nen Strömungen und Meinungsbildern ob-
liegt – nicht gut für eine stabile, auf Konti-
nuität ausgelegte Staatsform.

Nun, Papandreou hat die Vertrauensab-
stimmung im Parlament gewonnen, wird
aber wohl nicht mehr alleine weiterma-
chen (können). Eines müsste am Ende allen
klar sein: Wer zur Stabilität des Euro nichts
mehr beitragen kann oder dies überhaupt
nicht will und die Hilfe von außen nicht an-
nimmt, der muss sich gegebenenfalls auch
sagen lassen, dass er dann vielleicht fehl
am Platze ist. Das mag historisch und von
der europapolitischen Vision her falsch
sein, aber verhindert letztlich hoffentlich,
dass die anderen Währungsteilnehmer mit
in den Abwärtssog gezogen werden.

Scheidet Griechenland aus der Währungs-
union aus, ist das auch ein Signal an ande-
re „Wackelkandidaten“, zukünftig nicht
den nationalen Stolz vor währungspoliti-
sche Notwendigkeiten zu stellen. Schließ-
lich war es das, warum Europa einst ge-
gründet wurde und der Adressat waren da-
mals die Deutschen. So weit muss es aber
nicht kommen: Es dürfte klar sein, dass das
Desaster um Griechenland, wenn es ganz
schlecht läuft, nur das dunkle Vorspiel für
Italien oder Spanien gewesen ist. Insofern
ist die Lehre aus dem Drama um Griechen-
land, dass andere daraus gelernt haben
und sich nun, wie im Falle Italiens bereits
geschehen, unter eine stärkere europäi-
sche Budgetkontrolle stellen. Dies mag
auch eine Botschaft der Hoffnung für die
Stabilität des europäischen Wirtschafts-
raums und damit des Euro sein.

Vermutlich stellen die Ereignisse rund um
den Euro und um Griechenland auch ein
Zäsur dar in Bezug auf die Geschwindig-
keit der Entwicklung Europas: Allzu eifri-
gen Erweiterungsgelüsten, sowohl was die
Aufnahme neuer Mitglieder in die EU als
auch was neue Währungsteilnehmer an-
geht, dürfte erst mal eine Absage erteilt
sein, jedenfalls gebietet das die Vernunft.
Das bedeutet zunächst mal – sorry – an die
Türkei und andere Aspiranten in Richtung
Ural.

Eine weitere interessante Beobachtung
aus diesen Tagen dürfte die Rolle Frank-
reichs und Deutschlands sein: Die han-
delnden Gestalten scheinen medial fast
ausschließlich der französische Staatsprä-
sident und vor allem die Deutsche Kanzle-
rin sein, danach kommt lang erst mal gar
niemand. Dann vielleicht mit angemesse-

nem Abstand Politiker wie Jean-Claude
Juncker aus Luxemburg. Von der Kommis-
sion oder gar deren Präsident war nicht
wirklich viel zu hören. Möglicherweise
muss auch über die zukünftigen Führungs-
strukturen innerhalb der EU nochmals
nachgedacht werden. Was nützt ein riesi-
ger administrativer Apparat und viele Sei-
tenstrukturen, wenn am Ende doch immer
die selben bestimmen?

Nicht dass ich hier falsch verstanden wer-
de: Es kann natürlich auch sein, dass wir in
Europa noch nicht da sind, wo wir hin wol-
len. Dazu müsste man aber gemeinschaft-
lich wissen, wohin der Weg führen soll,
welche Hoheitsrechte wohin abgegeben
werden und ob sie dann dort richtig aufge-
hoben sind. Wie viel Souveränität belässt
man bei wem? Kann das eine Land mögli-
cherweise, gerade bezogen auf die ge-
meinsame Währung , damit besser umge-
hen, als das andere Land? All das sind Fra-
gestellungen, die leider bisher nur bedingt
geklärt sind und warum Frankreich und
Deutschland wieder mal die Führungsrolle
übernehmen müssen.

Es spricht viel für zwei Geschwindigkeiten
zukünftig, vielleicht auch mehr.

Trotz aller Turbulenzen wünsche ich uns al-
len, dass wir unsere Mitte behalten,
schließlich repräsentiert ja auch die CDU
diesen Grundsatz! Ich wünsche Ihnen und
Ihren Familien ein wunderschönes Weih-
nachtsfest und einen gelungenen Rutsch
in das neue Jahr 2012 und das meine ich an
dieser Stelle ausnahmsweise vollkommen
unironisch!                                                       <<<

Peter Schmid, stellvertretender Vorsitzender

des CDU Stadtverbandes Ludwigsburg
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ten, also auch eine Kooperation mit EnBW
und Süwag, wirtschaftlich sind.

Jetzt haben Sie, Herr Kiedaisch, darge-
stellt, dass eine Lösung mit der EnBW allei-
ne oder mit EnBW und Süwag am wenig-
sten gewünscht wird und daher geringere
Wachstumsperspektiven vorhanden sind.
Wir teilen die Vorbehalte gegen die EnBW
nicht, die einige haben. Der EnBW-Kon-
zern ist wieder voll in Landeshand. Im Auf-
sichtsrat der EnBW sitzen Landesvertreter,
jetzt Vertreter der Grünen und der SPD.
Die neue Landesregierung will das von der
alten Landesregierung bereits eingeleitete
Konzept dem Grunde nach übernehmen,
dass nämlich die EnBW auch kommunale
Anteilseigner mit aufnimmt, um damit den
kommunalen Anteil am Konzern zu stär-
ken. Die EnBW ist ein Landesunternehmen
und wir verstehen nicht, dass insbesonde-
re SPD und Grüne hier so viele Vorbehalte
haben. Nicht nur in der Stadt Ludwigsburg,
auch in anderen Städten. Auf Landesebene
sieht das anders aus. Auch bei der Süwag,
die ja zum RWE-Konzern gehört, wird der
kommunale Einfluss gestärkt werden, wer-
den Anteile der kommunalen Seite zum
Verkauf angeboten. Das halten auch wir
für einen guten und richtigen Weg.

Wir sprechen uns als optimalste Lösung
für eine Kooperation mit EnBW und Süwag
aus, weil wir dabei beste Wachstumsmög-
lichkeiten sehen. Hier sind wir etwas ande-
rer Meinung in der Einschätzung als die
Verwaltung. Auch mit dem Umland, weil
Süwag- wie EnBW-Netze einfach einge-

Herr Oberbürgermeister,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir machen heute einen Schlusspunkt un-
ter eine lange Diskussion mit Informations-
veranstaltungen, Gesprächen mit verschie-
denen Betroffenen, mit Diskussionen in
den Gremien des Gemeinderats und mit
Diskussionen im Aufsichtsrat der Stadt-
werke. Für die CDU-Fraktion war und ist
immer der wichtigste Punkt eine größt-
mögliche Sicherheit des Stromnetzes für
die Bevölkerung zu erhalten. Auch bei Un-
fällen, auch bei Ausfällen, auch bei Natur-
katastrophen wie Hochwasser, Sturm oder
anderen Dingen, bei denen das Netz auch
einmal sehr strapaziert werden kann. Für
uns ist ein möglichst geringes Risiko wich-
tig beim Kaufpreis und bei anderen Dingen.

Unstreitig ist eines, das möchte ich ganz
deutlich hervorheben: unsere Stadtwerke
leisten in ihrem Aufgabengebiet gute Ar-
beit. Wenn wir uns für eine Kooperation
mit Partnern aussprechen heißt das nicht,
das wir an der Arbeit der Stadtwerke in ih-
rem Aufgabengebiet zweifeln. Hier wird
gute Arbeit geleistet.

Aber wir wollen eine Kooperation mit ei-
nem Partner, weil wir da das Risiko gerin-
ger und die Sicherheit höher sehen. Das
mit dem Risiko haben sie, Herr Kiedaisch
eben nochmals bestätigt. Es war ja bereits
in der Presse zu lesen. Uns ist mehr Sicher-
heit wichtiger als mehr Rendite. Grund-
sätzlich ist es auch so, wie der Vorlage
274/11 zu entnehmen ist, dass alle Varian-

bracht werden können und es keinen Kauf-
preisstreit geben kann. Es ist bei einer sol-
chen Lösung das geringste Kostenrisiko
vorhanden, da eine Entflechtung mit den
Umlandkommunen ebenfalls kostengün-
stig möglich wäre und kein Kaufpreisstreit
entsteht. 

Ein dritter Punkt ist die Absicherung des
Vertriebserfolgs der Stadtwerke, da dann
ein aggressiver Vertriebswettbewerb um
Kunden eher vermieden wird. Wir sehen
auch Investitionen in Projekte der Stadt
und der Stadtwerke als besser gegeben an,
da mit zwei oder auch einem potenten ka-
pitalstarken Partner weiter Investitionen,
zum Beispiel in erneuerbare Energien,
leichter und besser möglich sind. Und wir
sehen eine gute Vernetzung in Baden-
Württemberg, da Zugriff und Beteiligungs-
möglichkeiten bei EnBW und Süwag vor-
handen sind. 

Beide Unternehmen gehören seit vielen
Jahrzehnten zu Ludwigsburg. Beide sind
gute und verlässliche Partner für die Stadt.
Beide sind Arbeitgeber in der Stadt. Die
Arbeitsplätze, die hier zu Verfügung ge-
stellt werden, sind uns auch wichtig. EnBW
und Süwag sind auch im städtischen Leben
engagiert. Aus all diesen Gründen schla-
gen wir als beste Lösung eine Kooperation
mit beiden Unternehmen vor.

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass
wir heute eine Entscheidung treffen, wer
in den Besitz der Stromnetze kommt, also
eine Entscheidung über die Infrastruktur.

Die CDU-Gemeindratsfraktion vor dem

Ludwigsburger Rathaus

ZUR VERGABE DER STROMKONZESSION 
CDU-Fraktionsvorsitzender Klaus Herrmann am 27. Juli 2011 im Gemeinderat Ludwigsburg
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Wir entscheiden nicht darüber, welcher
Strom nachher durch die Netze fließt. Egal
ob da nun Ökostrom, Atomstrom, ge-
mischter Strom, Yellow oder Gelber oder
was es da alles gibt, fließt, ich bin da kein
Experte. Welcher Strom durchfließt, ent-
scheidet der Kunde, egal bei welcher Lö-
sung. Das wird in der Diskussion manch-
mal etwas durcheinandergebracht. Es wird
der Eindruck erweckt, wenn man mit ei-
nem Unternehmen zusammengeht, das
noch Atomstrom bezieht, dann würde
auch Atomstrom durch die Netze fließen.
Dem ist nicht so. 

In den letzten Wochen und auch Tagen sind
noch viele Fragen gestellt worden. Die Fra-
gen sind auch aus unserer Sicht gut und
umfassend beantwortet worden. In der
Vorlage 345/11, die gestern dem WKV und
heute dem Gemeinderat zugegangen und
die öffentlich ist, sind nochmal die Antwor-
ten von der Verwaltung umfassend darge-
stellt. Auch zur Frage der Übernahme der
Mitarbeiter. Wir sind heute entscheidungs-
fähig. Wenn allerdings andere Fraktionen
Beratungsbedarf haben, insbesondere we-
gen der Neuausrichtung der EnBW oder an-
derem, soll das an uns nicht scheitern, die
Entscheidung nicht heute sondern gegebe-
nenfalls auch im September zu treffen.
Aber wir sind heute entscheidungsfähig.

Was wir brauchen, da sind wir uns sicher
alle einig, ist eine zukunftsfähige Lösung.
Aus unserer Sicht wäre die optimalste Lö-
sung eine Dreierlösung, eine optimale Lö-
sung wäre aus unserer Sicht eine Koopera-
tion mit der Süwag. Bei allen Kooperatio-
nen sind die Stadtwerke Mehrheitsgesell-
schafter, haben also mindestens 51 Prozent
Anteil.

Wir stellen den Antrag, dass zunächst ab-
gestimmt wird über eine Dreierlösung,
also eine Kooperation mit der EnBW und
der Süwag, wobei die Stadtwerke mit 51
Prozent die Mehrheit haben sollen. Das ist
aus unserer Sicht der weitergehende An-
trag Wenn dieser Antrag abgelehnt wer-
den sollte, beantragen wir, über die von
der Verwaltung vorgeschlagene Zweierlö-
sung mit der Süwag abzustimmen, aller-
dings ohne die automatische Rückfallopti-
on. Die brauchen wir auch nicht, denn im
Fall, dass die Verhandlungen scheitern
sollten, muss die Verwaltung sowieso in
den Gemeinderat kommen.

Da wir heute eine der wichtigsten, wenn
nicht die wichtigste Entscheidung der gan-
zen Legislaturperiode treffen, beantragen
wir namentliche Abstimmung.                  <<<

„Hier in der Gegend um das fertiggestellte
Westportal des Bahnhofs zeigt sich die po-
sitive Entwicklung in der Weststadt in den
vergangenen Jahren besonders“, sagt Land-
tagsabgeordneter und Stadtrat Klaus Herr-
mann zu Beginn des Rundgangs in der
Weststadt. Zuvor begrüßte CDU Stadtver-
bandsvorsitzender Maik Stefan Braumann,
die Bürgerinnen und Bürger, darunter zahl-
reiche Mitglieder des Weststadtvereins,
zum ersten Rundgang mit Bürgergespräch
der Christdemokraten in  der Weststadt:

„Seit 16 Jahren veranstaltet die CDU Stadt-
teil- und Bürgergespräche. Da es sich bei
der Weststadt um keinen eigenständigen
Stadtteil handelt, blieb sie immer etwas au-
ßen vor. Das wird sich in Zukunft ändern.“

Westliche Zufahrt zum Bahnhof besser
kennzeichnen, auf kostengünstige Park-
möglichkeiten hinweisen

Baubürgermeister Hans Schmid erläutert
den Bürgerinnen und Bürgern die positive

Erklärung nach der 
Abstimmung über die 
Vergabe an die Stadtwerke:
Ich möchte im Namen der CDU-Fraktion
eine Erklärung zu unserem Abstimmungs-
verhalten abgeben. Wir haben gesagt was
wir wollen, nämlich eine Kooperation mit
EnBW und Süwag oder mit Süwag. Das hat
keine Mehrheit gefunden. Was wir nun
brauchen ist eine Lösung, die zukunftsfä-
hig ist. Die ‚stand-alone-Lösung’ ist zwar
nicht die optimalste oder die optimale Lö-
sung, aber eine Lösung, die zukunftsfähig
ist. Wir wollen nicht, dass wir uns gegen-
seitig blockieren. Deshalb haben wir,
nachdem die von uns gewünschten Lö-
sungen keine Mehrheit gefunden haben,
für die ‚stand-alone-Lösung’ gestimmt.

KLAUS HERRMANN BEGRÜSST DIE ENT-
WICKLUNG WESTLICH DES BAHNHOFS
Rundgang und Bürgergespräch der CDU Ludwigsburg 
zeigt die positive Entwicklung in der Weststadt auf 
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Entwicklung rund um den Bahnhof. Mit
dem Westportal des Bahnhofs wurde ein
lange gehegter Wunsch der CDU wahr.
Das von der Neuen Arbeit betriebene
Fahrradparkhaus sei die erste zertifizierte
Radstation in ganz Baden-Württemberg.
Es habe sich qualitativ hochwertiger Ein-
zelhandel angesiedelt und das Angebot
der Stadt, im Parkhaus kostengünstig und
bis zu einer halben Stunde mit der Bröt-
chentaste  kostenlos zu parken, sei eben-
falls vorbildlich. 

In der Pflugfelder Straße werde die Stadt
eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30
km/h anordnen, um Unfällen vorzubeugen,
so der Bürgermeister. Auch die Bürgerin-
nen und Bürger  begrüßen die Entwicklung
um den Bahnhof, wünschen sich allerdings

eine bessere Kennzeichnung der westli-
chen  Zufahrt zum Bahnhof und eine besse-
re Kennzeichnung der kostenlosen bzw. ko-
stengünstigen Stellplätze im Parkhaus. Die
Verwaltung will hier nachbessern.

Verkehr und Lärm sind Probleme beim
Bleyle-Areal und in der Martin-Luther-
Straße

Auch die Entwicklung auf dem Bleyle-
Areal wurde begrüßt. Probleme bereiten
den Anwohnern in diesem Mischgebiet vor
allem nächtlicher Lärm durch die Besucher
der Gaststätten und Diskotheken. Auch in
der Martin-Luther-Straße ist Lärm ein gro-
ßes Problem, hier verursacht durch den
starken Verkehr auch durch LKWs und den
schlechten Zustand der Straßen. Die Ver-

waltung will die Straße sanieren und ein
LKW-Fahrverbot prüfen. 

Positive Entwicklung auf dem Schulcam-
pus West

Auf dem Schulcampus West wurde die sa-
nierte Königin-Olga-Kaserne besichtigt,
die jetzt dem Otto-Hahn-Gymnasium und
dem Sportinternat zu Verfügung steht. Die
Kooperation der Büchereizweigstelle mit
den Schulen funktioniere sehr gut, die
Nutzung durch Bürgerinnen und Bürger
aus der Weststadt soll durch verbesserte
Sichtbarkeit ausgebaut werden. Die weite-
re Entwicklung der Strombergstraße steht
in Zusammenhang mit dem Bau einer
Ortsumfahrung in Asperg. Stadtrat Rein-
hold Noz erläuterte den Bürgerinnen und
Bürgern hierzu die Pläne.

Nutzen einer Stadtbahn für die West-
stadt von den Bürgern in Frage gestellt

Beim anschließenden Bürgergespräch
stand vor allem der Nutzen der aktuellen
Pläne der Ludwigsburger Stadtbahn für die
Bewohner der Weststadt im Vordergrund.
Zweifel wurden hierzu vom Weststadtver-
ein geäußert. 

Insgesamt wünschen sich die Bewohner
der Weststadt Ansprechpartner unterhalb
der Ebene des Gemeinderats. Stadtrat
Reinhold Noz schlägt hierzu vor, die Zu-
ständigkeit des Stadtteilausschusses
Pflugfelden auch auf die Weststadt auszu-
weiten: „Diese Lösung wäre ohne einen
großen  Verwaltungsaufwand durchführ-
bar, die Schaffung neuer Stadtteilaus-
schüsse rund um die Innenstadt dagegen
schon.“                                                             <<<

Besichtigung vor der Radstation am Westausgang des

Ludwigsburger Bahnhofs.

Anschließende Gesprächsrunde mit Mitgliedern der CDU-Fraktion nach dem Stadtteilrundgang.
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„Der Stadtverwaltung ist es in den vergan-
genen Jahren gelungen, ihre Investitions-
projekte so zu planen, dass überdurch-
schnittlich viele Landeszuschüsse wie
Landessanierungsmittel abgerufen und
vollständig investiert werden konnten“, er-
klärte der Landtagsabgeordnete Klaus
Herrmann beim diesjährigen Bürgerge-
spräch der CDU. „Nur im engen Schulter-
schluss mit dem Gemeinderat und den
Bürgerinnen und Bürgern werden wir Zu-
kunftsprojekte wie eine nachhaltige Stadt-
entwicklung, den Ausbau der Elektromobi-
lität umsetzen können oder die Herausfor-
derungen des demographischen Wandels
erfolgreich bewältigen“, so Oberbürger-
meister Werner Spec.

Dem Bürgergespräch ging der traditionelle
Innenstadtrundgang voraus, zu dem CDU
Stadtverbandsvorsitzender Maik Stefan
Braumann auch Baubürgermeister Hans
Schmid sowie die für die Innenstadt zustän-
digen Stadträte Rosina Kopf, Claus-Dieter
Meyer und Dr. Ingo Schwytz begrüßte. Die
Bürgerinnen und Bürger gingen über den
Akademiehof Richtung Schulcampus. Bür-
germeister Schmid stellte dabei das neue
öffentliche Gebäude in der Mathildenstra-
ße vor, in dem die Wohnungsbau und meh-
rere städtische Ämter wie das Stadtarchiv
untergebracht sind. Das Gebäude passt
sich mit seiner Natursteinfassade bestens
ins Stadtbild ein und genügt höchsten
energetischen Ansprüchen. 

Am Akademiehof wurde einmal mehr  be-
sonders deutlich, wie sich die Ludwigsbur-
ger Innenstadt in den vergangenen Jahren
verändert hat. Die fertiggestellte Theater-
akademie erfreut sich immer größerer Be-
liebtheit bei den Studierenden und wird in
Zukunft wohl eine ähnliche Entwicklung
nehmen wie seinerzeit die Ludwigsburger
Filmakademie.

Große Investitionen standen in den ver-
gangenen Jahren auch auf dem Schulcam-
pus an. Dieser Prozess ist noch nicht abge-
schlossen. Alle Schulen werden energe-
tisch saniert und sicherheitstechnisch auf
den neuesten Stand gebracht, so wie bei
der Elly-Heuss-Knapp Realschule für 4,2
Millionen Euro. Im Grundschulbereich sind
ebenfalls hohe Investitionen fällig, im Rah-
men des Innenstadtrundgangs wurde hier-
zu in diesem Jahr die Generalsanierung der
Uhlandschule und der Anton-Bruckner-
Schule in der Schulgasse besichtigt. „Unse-
re Ludwigsburger Grundschulen werden
für einen Ganztagsbetrieb über die bishe-
rige Kernzeitenbetreuung hinaus fit ge-

macht“, sagte Stadträtin Rosina Kopf, „das
ist unter anderem notwendig, weil viele
Kindergärten inzwischen auf  Ganztagsbe-
treuung umgestellt haben und ein Wechsel
auf die Grundschule berufstätige Eltern
oftmals vor enorme Probleme stellt.“
Stadtrat Claus-Dieter Meyer, Inhaber der
Mylius-Apotheken in Ludwigsburg, kann
dies bestätigen: „Auch bei meinen Mitar-
beitern hat sich dieses Problem schon ge-
stellt. Die Investitionen im Schulbereich
sind sinnvoll, weil eine qualitativ hochwer-
tige Schulausbildung im Ganztagsschulbe-
trieb inzwischen ein wichtiger Standort-
vorteil für Ludwigsburg ist, etwa wenn es
um die Ansiedlung junger Familien geht.“

Ebenfalls auf dem Schulcampus  wurde ein
möglicher Standort für ein neues  Innnen-
stadtbad erörtert, das für den Schwim-
munterricht geeignet sein soll. Eine noten-
dige Sanierung des denkmalsgeschützten
Stadtbades käme die Stadt möglicherwei-
se teurer als ein Neubau an der Seestraße,
zudem stünde keine 25-Meter-Bahn zur
Verfügung.

Weitere Themen des Stadteilrundgangs
waren eine mögliche Stadtbahnlinie durch
Ludwigsburg sowie die Aufwertung des
Schillerplatzes und der unteren Linden-
straße sowie des Quartiers rund um das
Marstall-Center.                                             <<<

ZAHLREICHE INVESTITIONEN 
IN DER LUDWIGSBURGER INNENSTADT 
Innenstadtrundgang mit OB Werner Spec und BM Hans Schmid 
zeigt die zahlreichen Verbesserungen in den letzten Jahren

OB Spec erläutert vor der evangelischen Stadtkirche 

seine Vortstellungen zur Innenstadtentwicklung.
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„Die wegen der Finanzkrise gekürzten Mit-
tel für städtebauliche Maßnahmen sollten
bei der jetzigen besseren Haushaltslage
wieder aufgestockt werden“, sagte der
Ludwigsburger Landtagsabgeordnete und
Fraktionsvorsitzende der Christdemokra-
ten im Gemeinderat, Klaus Herrmann, am
Rande des diesjährigen Rundgangs mit an-
schließendem Stadtteilgespräch in der
Ludwigsburger Oststadt mit Baubürger-
meister Hans Schmid, „ich kann sowohl die
Wünsche der Bürgerinnen und Bürger in
der Oststadt als auch die Lage der Verwal-
tung nachvollziehen, deren Ressourcen be-
grenzt sind“.

Auslöser der Diskussion war die unbefrie-
digende Situation am Berliner Platz, an
dessen Zustand sich längere Zeit nichts
geändert hat, was von den anwesenden
Bürgerinnen und Bürgern kritisiert wurde.

Der Ludwigsburger Baubürgermeister
Hans Schmid sieht die Problematik eben-
falls. Die Verwaltung tue sich jedoch bei
den begrenzten Mitteln sehr schwer, Gel-
der für kurzfristige Maßnahmen zur Auf-
wertung des Platzes zur Verfügung zu stel-
len, ohne dass ein Gesamtkonzept für die
Umgebung des Platzes vorliege, so der
Bürgermeister. 

Die stellvertretende Vorsitzende der CDU
Ludwigsburg, Ingeborg Choeb, die selbst
Vorstandsmitglied im Oststadtverein ist,
kritisiert vor allem die Mittelverteilung in
der Stadt: „In  anderen Stadtteilen in Lud-
wigsburg hat sich in den letzten Jahren ei-
niges getan, während in der Oststadt vie-
les im Argen liegt.“ CDU Stadtverbands-
vorsitzender Maik Stefan Braumann
wünscht sich einen eigenen Stadteilent-
wicklungsplan für die Oststadt. „Wir ha-

ben in den anderen Stadtteilen positive Er-
fahrung mit dem Stadteilentwicklungsplan
und der damit verbundenen Bürgerbeteili-
gung gemacht“, stellt Maik Stefan Brau-
mann fest. Der für die Oststadt zuständige
Stadtrat Dr. Ingo Schwytz will ebenfalls
eine breite Beteiligung unter Einbezie-
hung der Vereine: „Hier in der Gegend um
den Berliner Platz und den Sportpark Ost
ist eine breite Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger sowie der Vereine an einer
Grundkonzeption sehr sinnvoll.“ 

Parkplatzproblematik als 
weiteres Problem der Oststadt

Ein weiteres Problem für die Bürgerinnen
und Bürger der Oststadt ist die unbefriedi-
gende Parkplatzsituation. In vielen Berei-
chen konkurrieren die Anwohner mit den
Beschäftigten der angesiedelten Behörden
und Unternehmen. Die Verwaltung werde
hier ein Parkraumkonzept vorlegen, wel-
ches auch eine Anwohner-Parkausweisre-
gelung vorsieht, so Baubürgermeister
Hans Schmid. Die Teilnehmer des Rund-
gangs zeigten sich grundsätzlich aufge-
schlossen gegenüber einer solchen Lö-
sung, wenn diese tatsächlich eine Bevorzu-
gung der Anwohner gegenüber den ande-
ren Verkehrsteilnehmern zur Folge hat. 

Landtagsabgeordneter Klaus Herrmann
will in diesem Zusammenhang prüfen, ob
das Land und andere Eigentümer für ihre
in der Oststadt angesiedelten Behörden
auch die vorgeschriebene Anzahl an Stell-
plätzen für die Beschäftigten zur Verfü-
gung stellen: „Man kann nicht gegenüber
Privaten die baurechtlich vorgeschriebe-
nen Stellplätze einfordern, während öf-
fentliche Behörden anders verfahren .“  <<<

BM Schmid im Gespräch mit den interessierten Bürgern

zum Thema Oststadt.

Das Neubaugebiet auf dem ehemaligen MLF-Gelände.

OSTSTADT ZÜGIG WEITERENTWICKELN
Traditioneller Rundgang der CDU Ludwigsburg mit 
anschließendem Stadtteilgespräch in der Oststadt
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Antrag 01 Interfraktionell

Gemeinderatsfraktionen 
von CDU, SPD, FW, und FDP

Betreff: Erstellung eines Zeitplanes für
die Erschließung des Neubaugebietes
„Neckarterrassen“ und die Auswahl des
zukünftigen Lebensmittelmarkt-Betrei-
bers

Antragstext: Die Stadtverwaltung berich-
tet in einer der nächsten Sitzungen über
den Zeitplan für die Erschließungsmaß-
nahmen des Neubaugebietes „Neckarter-
rassen“ und die Auswahl des Betreibers
des neuen Lebensmittelmarktes.

Begründung: Eine zügige Erschließung
des Neubaugebietes ist insbesondere im
Interesse bauinteressierter Neckarweihin-
ger Einwohner notwendig. Anhand eines
Bauablaufplanes für die Erschließung soll-
te frühzeitig zuverlässig über den mögli-
chen Baubeginn auf den einzelnen Baufel-
dern informiert werden.

Nach dem heutigen Sachstand soll mit
Hochbaumaßnahmen im Frühjahr 2012 be-
gonnen werden können. Dementspre-
chend dürfte es sinnvoll sein, dass der Le-
bensmittelmarkt im Laufe des Jahre 2012
eröffnet wird. Um ausreichenden zeitli-
chen Vorlauf zu haben, sollte der zukünfti-
ge Investor/Lebensmittelmarkt-Betreiber
im ersten Halbjahr 2011 ausgewählt wer-
den.

Klaus Herrmann (CDU)
Dr. Eckart Bohn (SPD)
Roland Glasbrenner (FW)
Dr. Volker Heer (FDP)

Antrag 02 Interfraktionell

Gemeinderatsfraktionen von 
CDU, SPD, FW, Grüne, FDP und 
Stadtteilausschuss Neckarweihingen 

Betreff: Schule/Standort Supermarkt in
Neckarweihingen

Antragstext: 
1.   Im Stadtteil Neckarweihingen finden

erst wieder weitere Bürger-Infoveran-
staltungen statt, nachdem die gemein-
derätlichen Ausschüsse und der Stadt-
teilausschuss Neckarweihingen umfas-
send, objektiv und öffentlich zu diesem
Thema informiert wurden.

2.   Zum Thema Schule/Standort Super-
markt werden Machbarkeit, Kosten,
Wirtschaftlichkeit und zeitliche Reali-
sierung für beide Alternativstandorte
dargestellt. 

3.   Die Erstellung und Verteilung des ange-
kündigten Infoflyers, die Infofahrt und
die STEP-Infotage werden bis nach ei-
ner ersten öffentlichen Beratung in den
Ausschüssen zurückgestellt. 

Mitglieder des Stadtteilausschusses Neckar-
weihingen und  Vertreter der Gemeinderats-
fraktionen von CDU, SPD, FWV, Grüne, FDP.
Klaus Herrmann (CDU), Dr. Eckart Bohn
(SPD), Roland Glasbrenner (FW), Anita
Klett-Heuchert (Grüne), Johann Heer (FDP)

Antrag 01

Betreff: Änderung Bebauungsplan Kep-
lerstraße

Antragstext: Der Bebauungsplan 028/04
Keplerstraße wird so abgeändert, dass die

angesiedelten Gewerbebetriebe in direk-
ter Nachbarschaft und in der östlichen An-
grenzung der Solitudeallee geschützt sind
und ohne Einschränkungen ihre betriebli-
chen Belange verwirklichen können.

Begründung: Im Bebauungsplan ist an-
schließend an das Gewerbegebiet ein
Mischgebiet ausgewiesen. Dadurch ist die
in der Vorlag 534/10 beantragte Wohnbe-
bauung und Umnutzung in Wohnungen
rechtlich möglich.

Durch die Wohnbebauung besteht die Ge-
fahr, dass erhebliche Probleme und Ein-
schränkungen auf die benachbarten Ge-
werbebetriebe zukommen. Die im Gewer-
begebiet angesiedelten Betriebe können z.
B. dadurch geschützt werden, indem das
Mischgebiet in ein eingeschränktes Ge-
werbegebiet umgewandelt wird.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender 
Reinhold Noz, Stadtrat

Antrag 02

Betreff: Angemessener Trauraum

Antragstext: Die Verwaltung wird beauf-
tragt zu prüfen, ob für Trauungen, die
nicht im Sitzungssaal des Rathauses statt-
finden können, an anderer Stelle im Rat-
haus bzw. im Beck’schen Palais oder einem
anderen angemessenen Gebäude der
Stadt Ludwigsburg ein repräsentativer
Raum, der als Trauraum genutzt werden
kann, vorhanden ist. 

Begründung: Im Rahmen der Ortsbesich-
tigung des Ausschusses für Wirtschaft,
Kultur und Verwaltung im städtischen Ge-
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bäude in der Oberen Marktstraße wurde
auch der dortige Trauraum des Standes-
amtes besichtigt, welcher von Montag bis
Donnerstag genutzt wird.

Trauungen der Bürgerinnen und Bürger
sollten in einem angemessenen Rahmen
und in den passenden Räumlichkeiten voll-
zogen werden. Weder der Raum noch der
Zugang zum Trauraum werden diesem An-
spruch gerecht.

Die Stadt Ludwigsburg sollte zwingend an-
gemessene Räume bieten.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Rosina Kopf, Stadträtin
Elke Kreiser, Stadträtin

Antrag 03

Betreff: Verkehrsgutachten Freiberg,
Pleidelsheim, Ingersheim, Bietigheim-
Bissingen

Antragstext: Im Rahmen der Planungen
für eine Verkehrsentlastung für Freiberg,
Pleidelsheim, Ingersheim und Bietigheim-
Bissingen werden die Auswirkungen auf
die Stadt Ludwigsburg und insbesondere
den Stadtteil Hoheneck mit untersucht.
Falls erforderlich, ist eine gesonderte Un-
tersuchung der Auswirkungen auf Lud-
wigsburg durchzuführen.

Begründung: Das Regierungspräsidium
Stuttgart hat in einem Verkehrsgutachten
eine gemeinsame Lösung der Verkehrspro-
bleme der Kommunen Bietigheim-Bissin-
gen, Freiberg, Pleidelsheim und Ingers-
heim aufgezeigt. Das Gutachten beinhal-
tet Maßnahmen, die gegebenenfalls auch

Einfluss auf das Verkehrsaufkommen in
Ludwigsburg, insbesondere auf den Stadt-
teil Hoheneck, haben. Diese wurde jedoch
nicht untersucht.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Elke Kreiser, Stadträtin
Reinhold Noz, Stadtrat

Antrag 04

Betreff: Schlossfestspiele Spielzeit 2011

Antragstext: Die Verwaltung berichtet im
WKV nach der Sommerpause über die ab-
gelaufene Spielzeit 2011 der Ludwigsbur-
ger Schlossfestspiele mit detaillierten Er-
gebniszahlen.

Begründung: Personell und programma-
tisch wurden die Ludwigsburger Schloss-
festspiele im Jahr 2010 neu ausgerichtet.
Das etablierte Publikum konnte noch nicht
mitgenommen werden und neues Publi-
kum noch nicht im gewünschten Maß ge-
wonnen werden. Auch führten die Nach-
wirkungen der Wirtschaftskrise 2010 zu ei-
nem Besucherrückgang und damit zu sin-
kenden Einnahmen.

Um die Entwicklung 2011 genau bewerten
zu können, beantragen wir einen Bericht
mit detaillierten Ergebniszahlen (insbe-
sondere Kartenerlöse und Besucherzah-
len) im Vergleich zu den Planzahlen 2011
und zu den Ergebnissen der Spielzeit 2010,
nach der abgelaufenen Spielzeit 2011, vor
den Haushaltberatungen 2012.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Elke Kreiser, Stadträtin
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat

Antrag 05

Betreff: Stärkung und Weiterentwick-
lung der Innenstadt

Antragstext: Konzeption und Planung zur
Aufwertung und Neugestaltung der im
Stadtentwicklungskonzept (SEK) genannte
Plätze und Straßen Myliusstraße, Bahn-
hofsvorplatz, Schillerplatz und Arsenal-
platz, Lindenstraße, Karlsplatz und Eber-
hardtstraße werden wieder aufgenom-
men. 

Begründung: Im Stadtentwicklungskon-
zept und den daraus entstandenen und
weiterentwickelten Masterplänen wurde
die Aufwertung und Neugestaltung ver-
schiedener Straßen und Plätze empfohlen,
um die Innenstadt weiter zu entwickeln.
Neben dem Breuningerland und der Stadt
Stuttgart soll sich die Ludwigsburger In-
nenstadt als Handelsstandort mit einem
guten Branchenmix auch künftig behaup-
ten.

Die Überlegungen wurden jedoch auf-
grund der Revitalisierung des Marstall-
Centers zunächst zurückgestellt. Da aktu-
ell keine positive Entwicklung im Marstall-
Center erkennbar ist, muss an der weite-
ren Attraktivitätssteigerung der Innen-
stadt gearbeitet werden. Wir beantragen
daher, Konzeption und Planungen zur Auf-
wertung und Neugestaltung wieder aufzu-
nehmen.

In den im SEK u.a. genannten Bereichen
Myliusstraße, Bahnhofsvorplatz, Schiller-
platz und Arsenalplatz, Lindenstraße,
Karlsplatz und Eberhardtstraße sind weite-
re Einzelhandelsflächen und -standorte zu
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entwickeln bzw. zu sichern und Leerstände
im Gebäudebestand zu vermeiden. Wir
halten diese Maßnahmen für notwendig,
damit die Innenstadt auch weiterhin an At-
traktivität und Anziehungskraft gewinnt.

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Elke Kreiser, Stadträtin
Claus-Dieter Meyer, Stadtrat

Antrag 06 

Betreff: Geplante Luftbilder zur Ermitt-
lung der Wärmedämmung von Gebäuden

Antragstext: Die Verwaltung berichtet
über den Sachstand und beantwortet da-
bei insbesondere folgende Fragen: 
1. auf welcher Rechtsgrundlage werden

Luftbilder von Gebäuden angefertigt? 
2. Was wird aus den Erkenntnissen nach

der Auswertung der Luftbilder positi-
ves für die Stadt erreicht? 

3. Sind Zwangsmaßnahmen zur Umset-
zung von Maßnahmen für die Hausbe-
sitzer zu erwarten? 

4. Wie hoch sind die Kosten der gesamten
Aktion? 

Begründung: Durch Gerichtsentscheidung
ist die Stadt verpflichtet, die gesplittete
Abwassergebühr einzuführen. Dafür müs-

sen die Versiegelungsgrade der Grundstük-
ke ermittelt werden. Das führt bereits zu
Bedenken in der Ludwigsburger Bevölke-
rung, Änderungsanträgen und möglicher-
weise auch strittigen Bescheiden. 

Mit der geplanten erneuten Befliegung
des Stadtgebiets mit einer Wärmebildka-
mera zur Erfassung der Wärmedämmung
von Gebäuden gibt es erneut Bedenken in
der Bevölkerung. 

In diesem Zusammenhang sollte die Ver-
waltung darstellen, warum solche Maß-
nahmen durchgeführt werden und welche
Folgen für die Hausbesitzer und Mieter
entstehen können. 

Klaus Herrmann, Fraktionsvorsitzender
Reinhold Noz, Stadtrat 

Antrag 07

Betreff: Beleuchtung Hartenecker Höhe
zur Vorlage 426/11 und 395/11

Antragstext: Im Zusammenhang mit der
Entscheidung der Beleuchtung Wohnpark
Hartenecker Höhe möge die Verwaltung
zur Gemeinderatssitzung am 26.10.2011
folgende Ergänzung zur Vorlage ausarbei-
ten und vorlegen: 

1.   Werden die DIN-Werte, DIN EN 13201,
zur Beleuchtung von öffentlichen Stra-
ßen, Wegen und Plätzen eingehalten? 

2.  Wie viele Leuchten werden benötigt,
um die oben genannte Forderung zu er-
füllen? 

3.  Welche elektrische Leistung hat die
Leuchte, und was kostet eine Leuchte
vom Fabrikat BEGA und von der vorge-
schlagenen Beleuchtung vom Büro Hä-
gele ohne die Masten? 

4.  Wie hoch sind die Montagekosten für
die Systeme Bega und Hägele? 

5.  Wie erklärt sich die Differenz der ge-
messenen Leistung in der oberen
Marktstraße mit 606 W und in der unte-
ren Marktstraße, hochgerechnet auf
die gleiche Anzahl, mit 352 W, nachdem
die Angaben vom Büro Hägele folgen-
dermaßen lauten: BEGA-Leuchte 1700
W, Leuchte Büro Hägele 833 W? 

6.  Wie sehen die Leuchten nach der Neu-
gestaltung der Form und Farbe vom
Büro Hägele aus? 

Was gedenkt die Verwaltung zu unter-
nehmen, sofern die zugesagten Werte
vom Büro Hägele nicht erreicht werden
und dies erst nach einer Messung nach
der Installation festgestellt werden kann,
und wenn die Kosten die vorgelegten ge-
planten Kosten überschreiten? Können
Haftungsansprüche geltend gemacht
werden? 

Wir bitten, die oben genannten Punkte als
Tischvorlage zur Gemeinderatssitzung
vorzulegen.

Rosina Kopf, Stv. Fraktionsvorsitzende
Reinhold Noz, Stadtrat
Thomas Lutz, Stadtrat                                  <<<IM

P
R

E
S

S
U

M

So sieht eine moderne Straßenbeleuchtung mit energie-

sparenden LED-Lampen aus. Bald auch in Ludwigsburg?


